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Menschen und Zeiten

schlau
Bildungspolitik ist wieder einmal Schwerpunkt dieses 
Heftes. Die Grünen haben zwar ihre Positionen in dieser 
Frage schon länger ausformuliert, doch der Ausgang 
des Hamburger Referendums zwingt noch einmal zum 
Nachdenken. 

Es ist sicherlich richtig – wie im Leitartikel festgestellt 
- dass in Hamburg die Mittel- und Oberschicht Bildung 
sehr stark als Abgrenzung gegen die Ungebildeten 
eingesetzt haben. Doch was erwarten wir eigentlich? 
Sich "nur" dem Wohl der eigenen Kinder verpflichtet zu 
fühlen, ist wohl Aufgabenstellung genug. Und sehen-
den Auges mögliche Nachteile für die eigenen Kinder 
in Kauf zu nehmen, um anderen Kindern vermeintlich 
Gutes zu tun .- kann das wirklich ein Anspruch an die 
Eltern sein? Diese Frage haben nun die Eltern beant-
wortet, im konservativen Sinne. Diese Elternhaltung 
wird auch dadurch deutlich, dass viele „arrivierte“ Mig-
rantenfamilien ihre Kinder aus der Schule nehmen bzw. 
in einen anderen Stadtteil ziehen wenn die Ausländer-
quote in den Klassen aus ihrer Sicht zu groß wird. Und: 
Die Zunahme der Privatschulen begleitet von gleichzei-
tiger negativer Auslese bei staatlichen Schulen spricht 
Bände und ist von der Politik kaum zu steuern. 

Die Eltern scheinen der pädagogisch-politischen Feld-
versuche müde zu werden. Unsere neue Bildungsmi-
nisterin in NRW, Sylvia Löhrmann, antwortet darauf mit 
der Forderung, Reformen nicht zwangszuverordnen, 
sondern Wahlmöglichkeiten zur Verfügung zu stellen. 
Dieses bedeutet in der Konsequenz die Absage an jede 
Form von Schulideologie.

Neben den üblichen Rubriken sind u.a. weitere Themen 
dieser Ausgabe:

Ein spannender Bericht über den ersten bündnisgrü-
nen Berliner Bezirkskongress. Kaum zu glauben, seit 
den 80iger Jahren sind die Grünen im Abgeordneten-
haus vertreten, ein gemeinsamer Bezirkskongress fin-
det erst jetzt statt. 

Ein Interview mit Heidi Kosche über das Volksbegeh-
ren "Unser Wasser" mit der Forderung, alle geheimen 
Verträge mit den privaten Investoren bei den Berliner 
Wasserbetrieben offenzulegen.

In einem Nachtrag zu den Skandalen um die Treberhilfe 
erläutert Sybil Klotz - unsere Sozialstadträtin in Tempel-
hof - die Strukturen der Finanzierung der Obdachlosen-
hilfe und unsere Forderungen in dieser Frage.

Jochen Esser, haushaltspolitischer Sprecher der Grü-
nen im Abgeordnetenhaus, skizziert die miserable 
Lage des Berliner Haushalts und das komplette Versa-
gen des rot-roten Senats. Erste Überlegungen zu unse-
rer Positionierung in Hinblick auf das nächste Wahlpro-
gramm werden auch geliefert.

Kommt jetzt die europäische Bürgerinitiative? Den 
Stand der Verhandlungen um die Ausweitung der parti-
zipatorischen Möglichkeiten schildert Anne Ulrich von 
der Böll-Stiftung. 

Viel Spaß beim Lesen – Die Debatte ist eröffnet !

Für die Redaktion
Christine Dörner, Katrin Langenbein, Ronald Wenke

angestachelt !
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GRüNER  

©

Um Bildung wird in Deutschland so heftig gestritten wie 
selten zuvor. In Hamburg wurde gar ein „Schulkampf“ 
geführt gegen die Verlängerung der Zeit des gemein-
samen Lernens in der Grundschule, die den weiterfüh-
renden Schulen zwei Jahre abgeknapst hätte. Auch in 
Nordrhein-Westfalen, wo das vorhandene Schulange-
bot um die Gemeinschaftsschule als eine konkurrieren-
de Schulform erweitert werden soll, könnte es zu ver-
gleichbaren Auseinandersetzungen kommen.

Die Verbissenheit des Kampfes um Bildung 
hat viel mit der gestiegenen Bedeutung zu tun, 

die Bildung heute für gesellschaftliche 
Teilhabechancen und individuelle 

Karriereaussichten hat.

Besonders die Mittelschicht ist sich der Schlüsselrolle 
bewusst, den Bildung für die Zukunft ihrer Kinder heu-
te hat. So äußert sich die zunehmende Angst vor dem 
sozialen Abstieg aus der gesellschaftlichen Mitte im 
wachsenden Druck auf Familien, in Erziehung und Bil-
dung alles richtig zu machen, d. h. die richtige Kita und 
Schule zu wählen und ihre Kinder mit viel Engagement 
zu unterstützen. Dabei sind die Eltern der Mittelschicht 
meist auch recht erfolgreich. 

So berechtigt ihre Sorgen auch sein mögen, von echter 
Bildungsarmut sind die Kinder der Mittelschicht wenig 
betroffen. Sie gehören so gut wie nie zu den rund 20 Pro-
zent aller Schulabgänger, die an einer Schlagzeile nicht 
unterscheiden können, was Werbung, was Meinung und 
was Bericht ist. Die Schülerinnen und Schüler der soge-
nannten Risikogruppe bekommen grundlegende Re-
chenoperationen wie die Planung eines Budgets kaum 
hin. Sie sind bildungsarm in dem Sinne, dass sie zu einer 
selbständigen Teilhabe an der Gesellschaft und zur selb-
ständigen Lebensführung kaum in der Lage sind. 

Die Jugendlichen dieser Gruppe sind in zweifacher 
Hinsicht durch ihre Herkunft von der Teilhabe an der 
Gesellschaft ausgeschlossen: zum einen durch Schu-
len, die wie die Halbtagsschule stark auf die Unterstüt-
zung durch die Eltern setzen, was Kinder benachteiligt, 
deren Eltern diese Unterstützung nicht leisten können 

oder wollen, zum anderen aber auch durch Selbstaus-
schluss. Nicht selten setzen diese Jugendlichen auf 
Herkunft als Unterscheidungsmerkmal, um sich vor 
den Zumutungen gesellschaftlicher Leistungsbeurtei-
lung zu schützen.

Herkunft entscheidet bei uns viel zu sehr über den 
Bildungserfolg und damit letztlich über die gesell-
schaftlichen Chancen der Individuen. Wenn Kinder von 
Eltern höherer Schichten eine bis zu fünfmal größere 
Chance haben, von ihren Grundschullehrerinnen eine 
Gymnasialempfehlung zu erhalten, als Kinder an- und 
ungelernter Arbeiter, ist das ungerecht - einmal davon 
abgesehen, dass wir uns diese Verschwendung von Ta-
lenten wirtschaftlich nicht leisten können.

Nun hieße es Schulen hoffnungslos zu überfordern, 
würde man von ihnen verlangen, soziale Disparitäten 
alleine und vollständig auszugleichen und für eine fai-
re Verteilung sozialer Chancen zu sorgen. Aber man 
darf doch erwarten, dass sie durch individuelle För-
derung die unterschiedlichen Ausgangsbedingungen 
von Schülerinnen und Schüler abmildert. Genau das 
gelingt in den deutschen Halbtagsschulen jedoch nur 
schlecht. Darüber hinaus schlagen im deutschen Bil-
dungssystem mit der frühen Selektion in Bildungsgän-
ge, zwischen denen nur wenige Übergänge bestehen, 
die sogenannten sekundären Herkunftseffekte stark zu 
Buche. Selbst bei gleicher Kompetenz sind Kinder aus 
bildungsfernen Schichten durch Entscheidungen, die 
sie treffen bzw. die für sie getroffen werden, benachtei-
ligt, sei es, dass ihnen die Zumutungen der Leistungs-
anforderungen höherer Bildung von Seiten der beur-
teilenden Lehrpersonen erspart werden, sei es, dass 
ihnen oder ihren Eltern selbst das Risiko eines solchen 
Bildungsgangs zu hoch erscheint.

In dieser Situation ist es zwar richtig, den Wert und 
die soziale Bedeutung von Bildung immer wieder zu 
betonen. Aber es muss auch gesehen werden, dass 
der Bedeutungszuwachs von Bildung eine wachsende 
Gruppe von Abgehängten produziert. Deshalb bedarf 
es eines differenzierten Blickes und mutiger Prioritä-
tensetzungen. ©

 d
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Titel

Bildung heißt Befähigung

Bildung sollte in erster Linie als Befähigung zum ei-
genverantwortlichen Handeln verstanden werden. Ein 
solches Verständnis ist im selbsterklärten Land der 
Dichter und Denker jedoch keinesfalls üblich. Bildung 
bezieht sich hierzulande noch immer stark auf die Vor-
stellung eines Kanons von Allgemeinwissen. Andere, 
z.B. praktische Fertigkeiten und Kenntnisse werden 
systematisch abgewertet. Bildung dient noch zu sehr 
der Abgrenzung gegenüber den vermeintlich Ungebil-
deten als der Ermöglichung gesellschaftlicher Teilhabe. 
Im Bildungssystem hat dies tiefe Spuren hinterlassen, 
vor allem in der Trennung von praktischer und höherer, 
theoriegeleiteter Bildung, zwischen denen es nur weni-
ge Übergänge gibt. Dieses „Bildungsschisma“ (Martin 
Baethge) benachteiligt die bildungsferneren Schichten. 
Außerdem ist es in der Wissensgesellschaft nicht mehr 
zeitgemäß, weil der theoriegeleitete Wissensanteil 
auch der beruflichen Bildung erhöht werden muss. 

Konzentration auf Jugendliche in Risikolagen

Bei all den Maßnahmen zur Qualitätsverbesserung, die 
unsere Schulen an die internationale Spitze führen und 
zur Stärkung der gesellschaftlichen Innovationsfähig-
keit beitragen sollen, werden die Lern- und Lebenschan-
cen von bildungsarmen Kindern und Jugendlichen viel 
zu wenig beachtet. Die sogenannte Risikogruppe muss 
ins Zentrum der Bildungsreform gestellt werden. Um 
es plakativ zu sagen: Die Mittelschicht ist selbst in der 
Lage, sich für ihre Kinder einzusetzen. Dabei werden 
sie vom fördernden und fordernden Unterricht an den 
Gymnasien recht gut unterstützt. Um den Teufelskreis 
der Bildungsarmut im unteren Fünftel zu durchbrechen, 
braucht es starke ermutigende und unterstützende so-
wie durchlässige Strukturen neben dem Gymnasium. 
Hier darf sich kein Bildungsweg mehr als Sackgasse 
erweisen. Stets müssen zweite und dritte Chancen ge-
boten werden. Und am Ende darf nicht die Erfüllung 
der Schulpflicht von 9 oder 10 Jahren stehen, sondern 
die Vermittlung von Basiskompetenzen als Bringschuld 
unserer Schulen, notfalls auch nach 11 oder 12 Jahren – 
trotz aller Schulmüdigkeit. Das wird teuer, sicher. Aber 

es bedeutet mehr Zeit und mehr Geld für diejenigen 
aufzuwenden, die es am dringendsten brauchen.

Leistungsorientierung ist wichtig

Die Förderung benachteiligter Schülerinnen und 
Schüler bedeutet dabei jedoch keinesfalls Nachsicht, 
sondern motivierende und anspruchsvolle Unter-
richtsgestaltung, hohe und konsistente Leistungsan-
forderungen, an denen Kinder und Jugendliche die 
Erfahrung machen können, was in ihnen steckt. Wenn 
die Potenziale gefördert und zumindest die Basiskom-
petenzen erreicht werden, sind die Unterschiede, die 
eine konsequente Leistungsorientierung hervorbringt, 
nicht nur auszuhalten, sondern sie sind fair. Es ist heute 
eine besonders subtile Form der Diskriminierung, wenn 
an Kindern aus bildungsfernen Schichten oder Kindern 
mit Migrationshintergrund geringere Erwartungen ge-
stellt werden. Denn die Vorurteile, die Lehrpersonen 
bezüglich der Leistungsfähigkeit ihrer Schülerinnen 
und Schüler haben, beeinflussen nach dem Muster sich 
selbst erfüllender Prophezeiungen die tatsächlichen 
Bildungsverläufe. 

Reformen mit den Eltern

Die Hamburger Erfahrungen haben gezeigt, dass 
selbst breiteste parlamentarische Mehrheiten für die 
Durchsetzung einer Reform nicht ausreichen, wenn 
die Eltern kein Vertrauen in die Leistungsorientierung 
der Schule haben und ihnen Wahlrechte vorenthal-
ten werden. Sicher: In Hamburg haben die Mittel- und 
Oberschicht Bildung sehr stark als Abgrenzung gegen 
die Ungebildeten eingesetzt und damit ihre Interessen 
einseitig und unfair zu Lasten der Schwächeren durch-
gesetzt. Dennoch stellt sich die Frage, wie diese Eltern, 
die sich für ihre Schulen und den Bildungsverlauf ih-
rer Kinder aktiv einsetzen, für Reformen zu gewinnen 
sind. Ein überzeugendes Leistungsversprechen dürfte 
hierbei entscheidend sein und die Stärkung des Eltern-
wahlrechts. Beides könnte sich wechselseitig beför-
dern. Einschränkungen des Elternwahlrechts wirken 
demgegenüber eher als Reformbremse, wenn dadurch 
engagierte Eltern in das Lager der Strukturbewahrer 

gedrängt werden. Und durch die Freigabe des Eltern-
wahlrechts werden Schulen gezwungen, sich mit einer 
größeren Vielfalt unter der Schülerschaft auseinander-
zusetzen und dennoch hohe Leistungsstandards einzu-
halten. Auch im Hinblick auf die Forderung nach einer 
inklusiven Schule ist dies eine stingente grüne Position: 
Gegen den Willen der Eltern dürfen keine Kinder auf 
Sonderschulen abgeschoben werden. 

Dr. Andreas Poltermann und Stephan Ertner

Dr. Andreas Poltermann ist Leiter der Abteilung 

Politische Bildung Inland der Heinrich-Böll-Stiftung

Stephan Ertner ist Referent für Bildung 

und Wissenschaft in der Heinrich-Böll-Stiftung
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Nachdem die Bildungsreform in 
Hamburg gescheitert ist, stellt 
sich die Frage, wie es andernorts 
im Bereich grüne Bildungsrefor-
men weitergeht. Dazu befragten 
die Stachligen Argumente die 
frischgebackene NRW-Bildungs-
ministerin Sylvia Löhrmann.

Stachlige Argumente:
Bessere Bildungschancen für 
Hamburger Kinder- und Jugend-
liche zu schaffen war das zentrale 
Ziel der Hamburger Bildungsre-
form. Das scheint doch grund-
sätzlich unterstützenswert. Worin 
siehst Du die Gründe für den hefti-
gen Widerstand gegen die Reform, 
der letztlich in ihrem Scheitern 
mündete? 

Sylvia Löhrmann:
Hamburg hat gezeigt, dass man 
Schulreformen nicht sensibel 
genug angehen kann. Man braucht 
klare Ziele und pragmatische 
Schritte hin zu diesem Ziel. Refor-
men, das zeigt sich immer mehr, 
dürfen nicht von oben zwangsver-
ordnet werden und müssen die 
Menschen mitnehmen. Gerade 
in der Schulpolitik stehen wir 
vor folgendem Dilemma: Einer-
seits sehen viele Menschen den 
notwendigen Reformbedarf und 
fordern Reformen auch ein. Die 
Menschen wollen bessere Schulen 

und die bestmögliche Bildung für 
ihre Kinder. Andererseits gibt es 
eine diffuse Angst, wenn Verände-
rungen konkret werden und den 
eigenen Kindern vermeintlich 
schaden. Letzteres hat nach mei-
ner Einschätzung in Hamburg zu 
einer Stimmung beigetragen, die 
die zukunftsgerichteten Pläne des 
Hamburger Senats scheitern ließ. 
Das war vor allem deshalb bemer-
kenswert, weil die Bürgerschaft 
selbst geschlossen für die 
Reform war.

Stachlige Argumente:
In den Medien wurden bezüglich 
der Hamburger Bildungsreform 
hauptsächlich die beiden The-
menkomplexe „6-jährige statt 
4-jährige Primarschule“ und „Er-
setzen des dreigliedrigen Schul-
systems durch Gymnasien und 
Stattteilschulen“ diskutiert. Wel-
che Aspekte sollten bei zukünfti-
gen Bildungsreformen vielleicht 
noch stärker betont werden?

Sylvia Löhrmann:
Der Wunsch nach längerem 
gemeinsamem Lernen und die 
Gründe dafür sind in der Debatte 
um die Verlängerung der Grund-
schulzeit und den Aufbau eines 
zweigliedrigen Schulsystems 
beinahe völlig untergegangen. Auf 
dem Plan standen die Verteidiger 

Titel
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Sylvia Löhrmann

des dreigliedrigen Systems, vor 
allem des Gymnasiums, die in 
allen Veränderungen Teufelswerk 
sahen. Dass in heterogenen Schul-
klassen auch starke Schülerinnen 
und Schüler gewinnbringend 
lernen, ist völlig unbeachtet ge-
blieben. Was wir brauchen, da sind 
sich übrigens alle einig, ist mehr 
Chancengleichheit für mehr und 
bessere Bildung. 

Stachlige Argumente:
Welche Auswirkungen wird das 
Ergebnis des Hamburger Bürge-
rentscheids Deiner Meinung nach 
auf die weiteren anstehenden 
grünen Bildungsreformen haben? 
Ist anzunehmen, dass es dabei zu 
ähnlichen Widerständen kommt? 
Wie kann man diesen am besten 
entgegenwirken? 

Sylvia Löhrmann:
Zunächst einmal ist NRW als 
Flächenland mit Hamburg nicht 
zu vergleichen. Wir haben in 
Nordrhein-Westfalen von Anfang 
an einen anderen Ansatz gewählt, 
lange vor dem Hamburger Volks-
entscheid. Wir lassen die vierjäh-
rige Grundschule unangetastet 
und setzen auf eine Strategie der 
Ermöglichung, die mit Anreizen 
arbeitet. Wir beschließen auch 
ausdrücklich kein Zwei-Säulen-
Modell. Ein weiterer großer Unter-
schied besteht darin, dass wir von 
Landesseite keine Schulform ab-
schaffen werden. Und wir erzwin-

gen auch keine neuen Schulfor-
men von oben, sondern bieten mit 
der Gemeinschaftsschule ein prag-
matisches, flexibles, attraktives 
Angebot, mit dem die Kommunen 
dem demografischen Schülerrück-
gang und damit verbunden dem 
drohenden Schulsterben begeg-
nen können. Wir zeigen Wege auf, 
wie die „Schule im Dorf“ bleiben 
kann. Schule ist schließlich auch 
ein wichtiger Standortfaktor. Das 
haben KommunalpolitikerInnen 
aller Couleur erkannt. Sie wollen 
die Gemeinschaftsschule. Diesen 
Prozess innovativer Schulentwick-
lung hat die abgewählte schwarz-
gelbe Landesregierung blockiert.

Stachlige Argumente:
Führt das Hamburger Ergebnis 
dazu, dass die Pläne in NRW noch 
einmal überdacht werden? Oder 
inwieweit ist die Bildungsreform 
in NRW erfolgversprechender?   

Sylvia Löhrmann:
Wir haben in Kenntnis der ideolo-
gischen Debatten um die Gesamt-
schule unsere Schulreform von 
vornherein anders angelegt. Die 
Gemeinschaftsschule reagiert auf 
den demografischen Wandel und 
bietet den Eltern ein wohnortna-
hes, umfassendes Schulangebot 
mit gymnasialen Standards. Wir 
setzen auf den regionalen Kon-
sens, bei dem die Kommunen, die 
Schulen und die Eltern beteiligt 
werden. Im Schulministerium 

liegen etliche Anträge und Anfra-
gen auf Errichtung von Gemein-
schaftsschulen vor – besonders 
aus dem ländlichen Raum. Die 
kann ich aufgrund eines Erpro-
bungsparagrafen unseres Schulge-
setzes genehmigen und brauche 
nicht mal eine Gesetzesänderung. 
Praktisch bei einer Minderheits-
regierung…

Stachlige Argumente:
Kürzlich war in den Medien zu 
hören, dass Du ein bundesweit 
einheitliches Schulgesetz befür-
wortest. Wie stellst Du Dir dieses 
genau vor und welche Vorteile 
siehst Du darin? Wieweit könnte 
es sich positiv auf zukünftige 
grüne Bildungsreformen in den 
einzelnen Bundesländern 
auswirken? 

Sylvia Löhrmann:
Ich finde, dass Bildungspolitik in 
einer Gesamtverantwortung von 
Bund, Ländern und Gemeinden 
gestaltet werden muss. Moderner 
Föderalismus darf nicht mit Klein-
staaterei verwechselt werden. Mit 
einem schlanken Bildungsgesetz 
könnte man dem Wunsch der 
Bevölkerung nach mehr Einheit-
lichkeit im Schulsystem entspre-
chen. Vielen ist nämlich gar nicht 
bewusst, dass die Kultusminister-
konferenz sich längst auf solche 
einheitlichen Standards verstän-
digt hat. Von einer Verlagerung der 
Zuständigkeiten der Länder auf 

den Bund war nie die Rede. 
Aber mir ist klar, dass es dafür der-
zeit keine Mehrheit gibt. Darum ist 
es mein Ziel, dass wir das Koope-
rationsverbot wieder abschaffen. 
Der Bund sollte sich an wichtigen 
bildungspolitischen Vorhaben, 
wie dem seinerzeit von Rot-Grün 
angestoßenen Ausbau des Ganz-
tagsangebotes, beteiligen können. 
Hierzu haben wir im rot-grünen 
Koalitionsvertrag eine Bundesrats-
initiative verabredet. 

Ich freue mich, dass mein Vorstoß 
interessante Unterstützer gefun-
den hat. Bis hin zu Außenminister 
Westerwelle. Vielleicht will er 
dazu beitragen, dass Merkels schö-
nen Worten auf Bildungsgipfeln 
auch endlich Taten folgen!

Stachlige Argumente:
Danke für das Gespräch!

Die Fragen stellte Nicole Holtz

Konsens statt Zwang – 
Wie man Eltern die Angst vor der 
Bildungsreform nimmt



1110

Nach langem Drängen vor allem der Grünen hat der Senat 
es doch noch geschafft eine Schulreform in der Sekun-
darstufe I zu beschließen. Ab dem 1. August 2010 werden 
schrittweise integrierte Sekundarschulen (ISS) aufgebaut, 
die die Schulformen Hauptschule, Gesamtschule und 
Realschule ersetzen. Als besondere Form der ISS wird es 
noch eine kleine Zahl von Gemeinschaftsschulen geben, 
in denen weitergehende Konzepte eines längeren ge-
meinsamen Lernens entwickelt werden. 

Der Start ist eher holprig als gelungen und die nachhalti-
ge Akzeptanz der neuen Schulform muss erst noch erar-
beitet werden. Jede Schulstrukturreform muss sich daran 
messen lassen, ob sie einen Beitrag zur Verbesserung der 
Lehr- und Lernbedingungen aller Schülerinnen und Schü-
ler leisten kann. Am Ende zählt, ob mehr Schülerinnen 
und Schüler aus allen sozialen Verhältnissen zu besseren 
Schulabschlüssen gelangen, häufiger das Abitur erfolg-
reich ablegen und Kompetenzen in der Schule erworben 
haben, die ihnen eine befriedigende Lebensführung in so-
zialer Verantwortung ermöglichen. 

Eine Schlüsselrolle beim Weg zur gemeinsamen Schule für 
alle spielt die Stellung des Gymnasiums. Vor dem Hinter-
grund der gewachsenen Bedeutung dieser Schulform, die 
inzwischen von ca. 40 % aller Schülerinnen und Schüler 
der Sekundarstufe I besucht wird, fehlt einer politischen 
Strategie zur Abschaffung und Umwandlung aller Gymna-
sien auf lange Sicht jede Chance einer gesellschaftlichen 
und parlamentarischen Mehrheitsfähigkeit. Der erreichte 
Schritt zur Zweigliedrigkeit respektiert die Entscheidung 
eines großen Anteils der Eltern dieser Stadt, die das Gym-
nasium für die geeignete Schule für ihre Kinder halten. 
Nicht erst seit dem Scheitern des Hamburger Senats bei 
seinem Versuch, die Grundschulzeit zu verlängern und 
dabei dem Gymnasium die Jahrgangsstufen 5 und 6 abzu-
nehmen, ist endgültig klar, mit welchen gesellschaftlichen 
Konflikten Schulreformen verbunden sind, die die Exis-
tenz des Gymnasiums antasten.

Trotzdem bleibt aber ebenso klar: Auch Gymnasien müs-
sen ihre Lehr- und Lernkultur ändern und sich auf ihre 
immer heterogenere Schülerschaft besser einstellen. Die 
Abschaffung des Probehalbjahrs, bessere individuelle För-

derung und Nachprüfungsmöglichkeiten wären dafür ge-
eignete Maßnahmen, waren aber im Berliner Parlament und 
innerhalb der Regierungsfraktionen nicht durchsetzbar.

Wie soll es politisch nun weitergehen ?

Die Grünen haben in ihrer LDK im April 2008 beschlossen, 
dass sie eine rechtliche Gleichstellung von Gymnasien 
und Integrierten Sekundarschulen fordern:

„…Das Gymnasium wird in dem Reformprozess eingebun-
den und in der bisherigen Form nicht mehr fortbestehen. 
Wenn sich die neuen Gemeinschaftsschulen etabliert ha-
ben und Gymnasien ohne Sonderstatus lernen, für alle er-
folgreich zu sein, ist es unseres Erachtens nur eine Frage 
der Zeit, bis die Mehrheit der Eltern versteht, dass sich die 
Unterschiede zwischen den Schulen nicht an dem Schul-
schild festmachen lassen, sondern an dem Profil und dem 
Ethos einer Schule. Dann wird es auch möglich sein, auf 
die unterschiedlichen Schularten in der Sekundarstufe I 
zu verzichten und wie bei der Grundschule nur noch eine 
Schulart für alle zu haben, …“

Die hier formulierte Position versucht die Unmöglichkeit 
der Perspektive einer Abschaffung der Gymnasien durch 
parlamentarische Mehrheiten durch eine Entwicklungs-
perspektive zu ersetzen, in der dem Gymnasium Privile-
gien genommen werden sollen und Sekundarschule und 
Gymnasium ähnlicher erscheinen als sie es je sein werden. 
Würden die Eltern begreifen, dass das Gymnasium nichts 
Besonderes ist dann würden sie ihm den Rücken kehren, 
so die Hoffnung. Auch wenn die Vertreter dieser Position 
sicher differenzierter argumentieren würden als hier von 
mir angedeutet, darf bezweifelt werden, dass die Struktur-
probleme so gelöst werden können.  

Welche Herausforderungen und Widersprüche sind zu 
bearbeiten ?

Die Hauptaufgabe muss darin bestehen, die entstehenden 
Sekundarschulen zu einem Ort erfolgreichen Lernens zu 
machen. Dazu wird neben der verlässlichen Sicherung der 
erforderlichen personellen und sächlichen Rahmen das 
Hauptaugenmerk auf die Reform der inneren Verhältnisse 

Integrierte Sekundarschule und Gymnasien – 
wie geht es in Berlin weiter ? 

gelegt werden müssen. Ein gutes Schulmanagement, Stra-
tegien der Qualitätssicherung in der Schule selbst, positi-
ve Leistungserwartungen, Öffnung der Schulen und eine 
demokratische Lernkultur müssen durch Schüler, Eltern, 
Lehrkräfte, Schulverwaltung und Schulaufsicht mühselig 
erarbeitet werden.

Dies gelingt umso besser, wenn die begonnenen Reform-
prozesse in der Berliner Grundschule stabilisiert und wei-
ter entwickelt werden. Von zentraler Bedeutung ist dabei 
eine stärkere Individualisierung und Förderung vor allem 
in den Jahrgangsstufen 5 und 6. Die offenkundigen fach-
lichen Defizite im Umgang mit der großen Heterogenität 
sind eine wesentliche Ursache des ungebremsten Wun-
sches der Eltern, die ihre Kinder zum Beginn der Jahr-
gangsstufe 5 in ein Gymnasium umschulen wollen. Die zu 
oft erlebte Unterforderung ihrer Kinder in einem wenig 
individualisierenden Unterricht stellt eine wesentliche 
Motivation dieser Eltern dar.

In Berlin bestehen zahlreiche Auswege aus der sechsjäh-
rigen Grundschule nach der Jahrgangsstufe 4 in Spezi-
alklassen an Gymnasien. Spätestens mit der Festlegung, 
dass an Gymnasien grundsätzlich das Abitur nach 12 
Schuljahren abgelegt wird, haben sogenannte Schnellläu-
ferklassen ihre Berechtigung verloren. Angesichts des be-
reits erreichten Ausbaustands von ca. 70 Sonderklassen 5 
an Gymnasien, ist für die Grünen zu klären, ob eine schritt-
weise Rücknahme dieser Seitenaussteigermöglichkeit aus 
der Grundschule politisch gewollt und gesellschaftlich 
durchsetzbar ist. Möglicherweise stellen Klassen mit be-
sonderen sprachlichen, musischen und sportlichen Pro-
filen einen Weg der Begabungsförderung dar, der auch 
in den nächsten Jahren grundschulverträglich gestaltet 
werden kann.

Ungeklärt bzw. umstritten ist die bildungspolitische Funk-
tion des Gymnasiums. Für die einen ist es eine Schulform, 
die das Ziel verfolgt, alle Schülerinnen und Schüler, die 

aufgenommen werden, in sechs Jahren zu einem er-
folgreichen Abschluss der Hochschulreife zu füh-

ren. Dafür müssen die Schülerinnen und 
Schüler gewisse kognitive Vorraussetzun-

gen mitbringen, eine erhöhte Wochenstun-

denzahl in den Klassen 7 - 12 in Kauf nehmen und sich in 
allen Fächern erweiterten Leistungsanforderungen stel-
len. Wer Ende der Jahrgangsstufe 7 die erforderliche Leis-
tungsbereitschaft und Leistungsfähigkeit nicht nachwei-
sen kann, muss in die Jahrgangsstufe 8 der ISS wechseln. 
Für andere stellt das Gymnasium ein historisch überkom-
menes Übel dar, das als Schulform ohne leistungsbezoge-
ne Eingangbedingungen allen offenstehen muss. In der 
Konsequenz soll das Gymnasium alle behalten, die es auf-
nimmt und so gut es geht fördern. Die Konsequenzen aus 
beiden Positionen für die weitere pädagogische Arbeit in 
dieser Schulform sind erheblich. Dabei darf die Diskussi-
on nicht aus dem Auge verlieren, welche Auswirkungen 
jeweils für die entstehenden Sekundarschulen damit ver-
bunden sind. Soll eine funktionale Differenzierung dieser 
beiden Schulformen akzeptiert werden, um dann die re-
formerischen Potentiale auszuschöpfen, die in beiden An-
nahmen stecken? Oder soll das Gymnasium im Sinne einer 
beschleunigten rechtlichen und pädagogischen Anglei-
chung quasi von innen „ausgehöhlt“ werden? Praktische 
Auswirkungen hat die Diskussion zuerst auf die künftigen 
Aufnahmeverfahren, vor allem bei Übernachfrage und die 
Funktion des Probejahrs.

Eine bisher völlig unbeachtete Problemlage ergibt sich 
aus der neuen Schulstruktur für die künftige Lehrerbil-
dung. In der nächsten Legislaturperiode muss die Ausbil-
dung von Lehrkräften (Studienorganisation, Lehrämter, 
Vorbereitungsdienst und Berufseingangsphase) so refor-
miert werden, dass sie den veränderten Bedürfnissen der 
Schulstruktur entspricht und nicht an historisch überhol-
ten Schulformstudiengängen festhält.

Es wird deutlich, dass innerhalb der Grünen, aber auch in 
der Stadt reichlich Streitfragen auf dem Tisch liegen, die 
diskutiert werden müssen. Die Themenwerkstatt Schule 
hat dazu erste Ergebnisse geliefert, die nun weiter zu ver-
tiefen sind. Und dabei sind die Herausforderungen, die die 
Inklusionsdebatte und der damit erforderliche Prozesse 
des Umbaus bzw. der Auflösung von Förderschulen schaf-
fen, noch nicht bearbeitet.

Hans-Jürgen Kuhn,
Staatssekretär a.D.
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Der Tagesspiegel nennt es eine Ideologiefalle der Grü-
nen. Das ist es nicht (nur). Die Fehleinschätzung, ein 
paar Jahre länger zusammen in einer Klasse macht 
klug, ist viel weiter verbreitet als nur bei einem Teil der 
Grünen. In Hamburg ist sie tatsächlich bei vielen ver-
breitet, insbesondere bei den MeinungsmacherInnen. 

Klug macht Vielfalt, wenn sie anregend und nicht ner-
vend oder abtötend ist. Klug macht eine stabile und 
motivierende Lernumgebung, klug macht bzw. beim 
Klugwerden hilft die Empathie und Kompetenz von 
LehrerInnen. Helfen kann auch ein gutes Schulsystem, 
in dem Verantwortung gelebt und Solidarität geübt 
wird. Davon ist das deutsche noch Meilen weit entfernt. 
Das sind zentrale Systemfragen. Vier oder sechs Jahre 
ist es nicht.

Klugwerden verhindert, zumindest in Großstädten wie 
Berlin, Hamburg oder München, die Situation in den 

Menetekel Hamburg: Restauriert:

Die Bildungsbürger-Gentry kapert jetzt nicht mehr nur 
Wohnquartiere, sondern restauriert gleich die passen-
de Sonderschule Gymnasium ab Klasse 4 dazu. In teu-
ren Wohngegenden stimmte die Mehrheit bei 50-pro-
zentiger Beteiligung dafür, in einfachen Wohnlagen 
bei 25-prozentiger Beteiligung mehrheitlich dagegen. 
Ist das Townhouse in kulturell aufgewerteter Gegend 
noch allein mit Geld zu haben, braucht es für solche 
Ergebnisse ein wenig mehr: Angst, Geld und Engage-
ment. Angst davor, soziales und kulturelles Kapital 
nicht ausreichend konkurrenzfrei in die nächste Gene-
ration tragen zu können. Und Geld, um Abstiegsängste 
einer erfolgreichen Mittelschicht und den Systemvor-
teil bildungsnah erzogener Kinder bei frühzeitiger Se-
paration möglichst massenwirksam zu verschleiern. So 
ausgestattet kulminierte das Engagement automatisch 
im richtigen Framing: "Wir wollen lernen" war das eu-
phemistische Schlagwort der Trennungsapologeten, 
die damit ausgesprochen erfolgreich die Leistungskar-
te ausgespielt und letztlich die Bildungsautobahn nach 
Master City verteidigt haben. Bildungsgerechtigkeit, 
gar Solidarität? Ja klar, aber bitte in getrennten Syste-
men. Wenn das mal kein Selbstbetrug wird.

Letztlich ist auch einem kompetenzorientiertem Ler-
nen die Absage erteilt worden. Lernen ist mehr als der 
Wissenserwerb von in Curricula aufgeschlüsselten 

verbindlichen Inhalten, wie es dem alten gymnasialen 
Wissensdogma noch häufig geschuldet ist. Es ist Inter-
aktion mit anderen und anderem und die Kompetenz, 
vielfältig offene Lebenssituationen zu meistern. Nicht 
zuletzt die OECD sieht als Schlüsselkompetenz, die den 
PISA-Studien zugrunde liegt: “To relate well to others.” 
Eine Kompetenz, die insbesondere in Großstädten wie 
Berlin und Hamburg nicht hoch genug angesiedelt 
werden kann. Wie das in frühzeitig herkunftsspezifisch 
sortierten Gruppen geschehen soll, also innerhalb der 
eigenen Schicht, bleibt das große unbeantwortete Rät-
sel. Bleibt es ohne Antwort, so muss das Gymnasium 
auf den Prüfstand, wo es eigentlich schon längst hin-
gehört. Und wer weiß: Vielleicht sind es dann die “Wir 
wollen lernen”-Akteure, die nun Vielfalt einfordern in 
der Erkenntnis, dass der Erwerb sozialer Kompetenz in 
heterogenen Gruppen goldenen Boden findet.

Hamburgs Politik, von der CDU bis zur Linken, zog die 
richtigen Konsequenzen, auch wenn zwei Jahre ein zu 
kleiner Schritt waren. Die Rolle der GAL kann man da-
bei nicht hoch genug einschätzen: Sie hat es als Motor 
geschafft, dass wenigstens beide Schulformen das Ab-
itur anbieten und Gymnasien leistungsschwache Schü-
ler nicht mehr einfach abschieben können. Gut für alle, 
dass das wenigstens bleibt.

Oliver Münchhoff, 
Mitglied der Redaktion

Hauptschulen. Sie im Rahmen eines Zwei-Säulen-Mo-
dells aufzuheben, ist eine sinnvolle und durchsetzbare 
Strukturänderung des deutschen Schulsystems. Ham-
burg hat mit den Ergebnissen der Enquete-Kommission 
in der vorherigen Legislaturperiode gute Vorarbeit da-
für geleistet. Das Problem war nur: Die Grünen haben 
dies Ergebnis abgelehnt, weil nur „9 macht klug“ galt.

Strukturänderungen des deutschen Schulsystems sind 
hoch emotional beladen, insbesondere wenn auch das 
„Elternwahlrecht“ tangiert ist. Mit den Versuchen, von 
oben solche Veränderungen durchzusetzen, kann man 
Volksentscheide und Wahlen verlieren bzw. man wird 
sie verlieren.

Strukturänderungen sind aber dennoch, wie Schles-
wig-Holstein oder NRW zeigen, von unten möglich. Das 
Zwei-Säulen-Modell ist, wie man in Berlin sieht, umsetz-
bar. Danach ist aber ziemlich schnell Schluss. Das soll-
ten alle bedenken, die Lust darauf haben, die endlich 
umgesetzte Strukturreform in Berlin gleich wieder auf-
zuschnüren und das vielleicht sogar noch beim Eltern-
wahlrecht. Einmal Hamburg reicht.

Dirk Jordan,
Sprecher des Bildungsbereiches
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Es hat lange gedauert, bis der Begriff Bildung auch im 
Zusammenhang mit Bereichen außerhalb der Schu-
le, der Aus-, Fort- und Weiterbildung in Verbindung 
gebracht wurde. Dass Kitas und Krippen ebenso Bil-
dungseinrichtungen sind wie Freizeiteinrichtungen 
und dass es hier eines engen Miteinanders auf gleicher 
Augenhöhe bedarf, ist immer noch nicht allgemeiner 
Konsens. So begreift sich Schule noch als die Bildungs-
einrichtung schlechthin, die als Ergänzung mit Einrich-
tungen der Jugendarbeit zusammenarbeitet. So wird 
Jugendarbeit vor allen Dingen oft als Reparaturbetrieb 
gesehen, der dann ansetzen soll, wenn es Probleme 
gibt oder wenn Kindern und Jugendlichen eine Betä-
tigungsmöglichkeit außerhalb von Lernzeiten angebo-
ten werden soll. 

Bildung in der Schule muss mehr als nur 
Unterricht sein

Den klassischen Bildungsbegriff Lernen als einen ganz-
heitlichen Anspruch auf alle Lebensbereiche anzu-
wenden, ist weder neu noch besonders revolutionär. 
Verwunderlich ist nur, wie wenig sich die Realität 
hierzu entwickelt hat. Wir sprechen von unserem 
Bildungssystem und meinen damit Schulen, Uni-
versitäten und andere Ausbildungsstätten. Wir 
sollten uns angewöhnen von Bildungslandschaf-
ten zu sprechen, die sehr viel mehr umfassen. Damit 
wäre klar, dass es sich hier um ein komplexes System 
handelt, bei dem der Erfolg vor allen Dingen von einem 
Zusammenwirken abhängt. Daraus resultiert natürlich 
auch, dass dies nur gelingen kann, wenn alle Akteure 
auf gleicher Augenhöhe zusammenwirken können. 
Davon jedoch sind (bis auf einige Ausnahmen) die ein-
zelnen Akteure der Bildungslandschaften noch weit 
entfernt. Was vielleicht im Einzelfall auf der konkreten 
Ebene noch klappt, nämlich die Kooperation im Kiez, 
ist spätestens auf der Ebene der Verwaltungen schwie-
riger. Da ringt die Jugendverwaltung mit der Schulver-
waltung um Kompetenzen und vor allen Dingen um 
Mittel. Ein klassisches Beispiel hierfür sind die Schul-
stationen, die zwar eine große Unterstützung für die 
Schulen darstellen, aber nur über den Jugendetat zu 
finanzieren sind.

Gemeinsam geht vieles für alle leichter

In aller Regel läuft aber eine Zusammenarbeit zwischen 
Jugend und Schule organisatorisch und inhaltlich ge-
trennt. Im Ganztagsbetrieb wird eindeutig festgelegt: 
vormittags ist Schule und am Nachmittag im Freizeit- 
bzw. Hortbereich werden unter Umständen die Ange-
bote der Vereine und Jugendeinrichtungen wahrge-
nommen. Häufig nicht einmal das. Aber warum sollten 
die Pfadfinder nicht gemeinsam mit den LehrerInnen 
Unterrichtstage gestalten, und warum sollte die Musik-
schule nicht in der Schule im Rahmen des Unterrichts 
Angebote machen? Sportunterricht am Vormittag in 
der Kletterhalle und am Nachmittag Aufsatzüben mit 
LehrerInnen und ErzieherInnen – warum nicht?

Allgemeine Angebote der Jugendarbeit in den Schul-
alltag zu integrieren, erfordert einigen Aufwand und 
ist sicher nicht immer einfach. Was jetzt als Neuerung 
im Zusammenhang mit dem Campus Rütli genannt 
wird, machen einige Schulen schon lange. Leise und 
geräuschlos haben sich die Akteure vor Ort auf die 

Zusammenarbeit verständigt. Es bedarf nicht immer 
eines Anstoßes von außen, damit sich vor Ort etwas 
bewegt. Es müssen auch keine Gesetze und Verord-
nungen geändert werden, damit eine Partnerschaft 
auf Augenhöhe zwischen Jugend und Schule klappt. Es 
gibt Schulen, in denen einiges von dem, was jetzt im 
Zusammenhang mit dem Campus Rütli genannt wird, 
schon lange gelebter Alltag ist.

Ohne Eltern geht nichts

In einer guten Bildungslandschaft arbeiten Institutio-
nen auch mit den Eltern zusammen. Da liegt ein wei-
terer möglicher Stolperstein. Eltern und Schule gehen 
traditionell mit einer klaren Erwartungshaltung an den 
jeweils anderen los. In der Regel erwarten die Eltern, 
dass die Schule ihren Kindern das notwendige Rüst-

Zusammenführen was zusammengehört

zeug für die Entwicklung gibt. Die Schule erwartet, dass 
die Eltern sie hierbei unterstützen. Selten gehen beide 
aufeinander zu ohne Forderungen an den jeweils an-
deren zu stellen, sondern indem sie Angebote machen. 
Im günstigsten Fall gibt es zum Schulanfang Bildungs-
vereinbarungen zwischen Eltern und Schule (vertreten 
durch die Schulleitung). Es gibt nicht viele Schulen, die 
sich dieser Mühe unterziehen.  

Bildungsvereinbarungen können die Basis einer gleich-
berechtigten Partnerschaft zwischen allen Beteiligten 
sein. Wenn ein solcher „Vertrag“ ausgearbeitet wird, 

so ist hier schon am Beginn zu erkennen, mit welchem 
Respekt, mit welchem Anspruch und mit welcher Of-
fenheit vorgegangen wird. Alle Beteiligten einzubezie-
hen, ist ein langer und oft sehr mühseliger Prozess, der 
sich in der Regel aber auszahlt. Hier könnte sich deut-
lich erkennbar zeigen: Zu einer guten Bildungsland-
schaft müssen alle gemeinsam und gleichberechtigt  
beitragen.

Irma Franke-Dressler,
Landesvorsitzende

Allgemeine Angebote der Jugendarbeit in 
den Schulalltag zu integrieren, erfordert einigen 

Aufwand und ist sicher nicht immer einfach

Strategie ist alles
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Vor ziemlich genau einem Jahr nahm ich gemeinsam 
mit dem Maler Norbert Bisky an einem Ideenwettbe-
werb teil. Unser Projekt Art@School gewann einen 
der Hauptpreise der BMW-Stiftung. Aufgabe von Art@
School ist es renommierte KünstlerInnen und Schulen 
zusammenzubringen, sowie Schulen und KünstlerIn-
nen, die sich vom vielen Orgakram abschrecken lassen, 
zu entlastet. Als Pilotschule wurde eine Kreuzberger 
Oberschule ausgesucht. Norbert Bisky stand Pate und 
nahm sich persönlich der Schule an. Die Kunstwerke, 
die die SchülerInnen mit dem Maler geschaffen haben 
sollten später meistbietend versteigert werden und 
die Versteigerungserlöse der Schulkasse zugutekom-
men. So weit die Theorie. Leider mussten wir nach drei 
Monaten feststellen, dass die Praxis anders ist, als wir 
dachten. Letztlich mussten wir das Projekt abbrechen 
und eine neue Schule suchen. Die Gründe lassen sich in 
einem Satz darstellen: Die Kunstlehrerin, die zugleich 
Fachbereichsleiterin war und unser Pilotprojekt beglei-
tete, sah in dem Maler, der sich intensiv Zeit für die Ju-
gendlichen nahm, eine Konkurrenz und unterstütze die 
Arbeit des Künstlers daher nicht.

Die Erfahrung, die wir gemacht haben, lässt sich sicher-
lich nicht verallgemeinern. Nichtsdestotrotz beschreibt 
sie ein Phänomen, mit dem sich viele außerschulischen 
Träger und Personen konfrontiert sehen, wenn sie mit 
Schulen kooperieren wollen. Die Ursachen sind viel-
fältig: Dazu zählt die unzureichende materielle und 
personelle Ausstattung der Schulen genauso wie die 
fehlende Qualifikation des Lehrpersonals im Umgang 
mit außerschulischen Partnern. Umso mehr verwun-
dert es, dass die Hilfe und Unterstützung von außen 
regelmäßig abgeschlagen, im schlimmsten Fall sogar 
als Konkurrenz abgelehnt wird. Deshalb muss das Kon-
kurrenzdenken zwischen Schule und außerschulischen 
Projekten oder Projekten im Bereich kulturelle Bildung 
dringend aufgelöst werden. Leider hat die Unterrichts-
reduzierung in den künstlerischen Fächern dieses Kon-
kurrenzdenken begünstigt.

Während die Kulturinstitutionen in den letzten Jah-
ren verstanden haben, sich in diese Richtung zu ver-
ändern, kann von Bildungsreinrichtungen noch mehr 

Veränderung und Öffnung im Sinne einer Schule als 
Kulturort erwartet werden. Das Potential von außer-
schulischem Personal, wie z.B. KünstlerInnen, muss 
stärker in Schulen eingebunden und verankert werden. 
Dabei brauchen die Schulen dringend eine finanzielle 
und materielle Ausstattung, die ihnen außerschulische 
Kooperationen und künstlerisches Arbeit im Unterricht 
und in Arbeitsgemeinschaften überhaupt ermöglicht.

Kulturelle Bildung ist eine der zentralen Voraussetzun-
gen für die Entwicklung einer autonomen, selbstbe-
stimmten Persönlichkeit. Wer früh gelernt hat, durch 
das Spüren der eigenen Sinne und mit Neugier und 
Spaß Kunst zu erleben, der ist auch erfolgreicher im 

Eine unendliche Geschichte?
Kulturelle Bildung und Kooperation zwischen Schulen und außerschulischen Partnern 

Lernen und Leben. Kulturelle Teilhabe ist auch eine Vo-
raussetzung für soziale Teilhabe. Die Angebote müssen 
daher auf Chancengleichheit fußen und dürfen nicht 
vom Geldbeutel, der sozialen oder der ethnischen Her-
kunft abhängig sein. 

Längst ist bewiesen, dass kognitives Lernen und sinn-
liches Erfahren im direkten Zusammenhang stehen. 

Musische und ästhetische Kenntnisse begünstigen 
das kognitive Lernen unmittelbar. Daher muss die 
kulturelle Bildung als ein grundlegender Bestandteil 
einer ganzheitlichen Bildung und eines zeitgemäßen 
Bildungsbegriffes verstanden werden, der nicht mehr 
ausschließlich auf die Vermittlung von Faktenwissen 

und Frontalunterricht setzt. Kulturelle Bildung fördert 
Kernkompetenzen wie Kreativität, Urteilskraft und 
Teamgeist. Sie muss so früh wie möglich ansetzen, also 
nicht erst in der Schule, sondern schon in der KITA und 
der Familie. Genau hier spielen außerschulische Part-
ner und Träger eine entscheidende Rolle. Aspekte der 
kulturellen Bildung müssen auch in der Ausbildung von 
ErzieherInnen, PädagogInnen aber auch von Künstle-
rInnen stärker berücksichtigt werden. Weiterbildungs-
maßnahmen für LehrerInnen, ErzieherInnen und Künst-
lerInnen sowie Fortbildungen für SchulleiterInnen zum 
Facettenreichtum der Umsetzung kultureller Bildung 
sind ein Muss. 

In den vergangenen Jahren haben sich verschiedene 
Modelle zur guten Zusammenarbeit zwischen Schule 
und Kultur etabliert, wie z. B. TUSCH, TanzZeit oder die 
Patenschaftsinitiativen Künste und Schule. Ziel sollte 
eine regelmäßige und nachhaltige Zusammenarbeit 
sein statt losgelöster und temporärer Projekte. Letzt-
lich müssen beide Seiten, insbesondere Bildungsein-
richtungen, offen sein für externe Angebote und auch 
selbständig auf außerschulische Partner und Träger 
sowie Kulturinstitutionen zugehen, sich aus eigenen 
Stücken informieren und nicht darauf warten, von die-
sen beworben zu werden. Erforderlich ist in Berlin im-
mer noch eine transparente und einfach zu bedienen-
de Informationsplattform für Angebote der kulturellen 
Bildung sowie zur Koordinierung der außerschulischen 
Kooperationspartnern.

Dieser Prozess ist nur dann erfolgreich, wenn 
die potentiellen Partner, Schule und Träger 
bzw. Schule und externe Akteure (z.B. Künstler-
Innen), ohne Konkurrenz einander begegnen 
und gemeinsam an einem Strang ziehen.

Özcan Mutlu, MdA, 
Bildungspolitischer Sprecher

Wo steht die kulturelle Bildung in Berlin?

©
 k

74
 / 

p
h

o
to

ca
se

.c
o

m



1918

Das deutsche Hochschulsystem ist in langer Zeit ge-
wachsen und Produkt einerseits einer langen Tradition 
– und andererseits mindestens zweier echter Revolu-
tionen: der Humboldt’schen, die die Grundlage für die 
Universität, wie wir sie kennen, gelegt hat, und der der 
sogenannten 68er, denen wir unter anderem die Ab-
schaffung der Hörergelder (Studiengebühren), die Ein-
führung der nicht nur professoralen Beteiligung in der 
akademischen Selbstverwaltung und letztlich auch die 
Öffnung der Hochschulen verdanken. Gerade diese Er-
rungenschaften stehen in den letzten Jahren absurder-
weise immer stärker von vielen Seiten unter Beschuss. 
Während auf der einen Seite gern beklagt wird, Wissen-

schaft und Hochschulen seien teuer, wird in jeder Rede 
zum Wirtschaftsstandort Deutschland (oder auch Ber-
lin) die Rolle der Wissenschaft und ihrer Ausbildungs-
stätten für die Wertschöpfungskette und Innovations-
kraft betont. Das, so die oft geäußerte Vorstellung, 
ginge nur mit zentralistischen, unternehmensgleichen 
Strukturen. Was dabei aus dem Bildungsauftrag für In-
dividuen und Gesellschaft wird, ist eine unbeantworte-
te Frage. Bildung und Studium werden dann schnell zur 
Ware definiert, AbsolventInnen zu Produkten, und Stu-
dierende zu KundInnen. Mittlerweile zeigt sich aber bei 
genauerer Betrachtung: Selbst die, die noch vor zehn 
Jahren am lautesten nach solchen unternehmerischen 

Talking about Revolution – Hochschule neu denken!
Der grüne Wissenschaftskongress 2010

Titel

Hochschulen verlangten, sehen mittlerweile ein: 
So funktioniert es jedenfalls auch nicht. 

In einem Kraftakt sondergleichen wurden in den letzten 
zehn Jahren das Studium und die Hochschulen vieler-
orts komplett umgekrempelt. Die Bolognareform mit 
Bachelor, Master und Promotionsstudium, Modulen, 
Creditpoints und vielem mehr hat dazu geführt, dass 
viele, die vor einigen Jahren einen Abschluss gemacht 
haben oder deren Kinder jetzt studieren gehen, die 
ihnen einstmals vertraute Institution Universität oder 
Hochschule nicht mehr wiedererkennen. Herausgekom-
men sind dabei oft Studiengänge, die von vornherein 
auf ein bestimmtes Berufsbild oder Tätigkeitsspektrum 
abzielen – in Zeiten sich auflösender Begrenzungen in 
der Arbeitswelt und der Idee des lebenslangen Lernens 
und der sich verändernden Berufswege eigentlich eine 
Absurdität sondergleichen. Die gravierende Verände-
rung von Studienstrukturen hat zweifelsohne weitere 
Auswirkungen auf Arbeitswelt und Bildungssystem 
und auf die Institution Hochschule selbst. Intelligent 
wäre es, erst zu fragen, welche Aufgaben Hochschu-
len wahrnehmen und wie sie im Zusammenspiel mit 
Gesellschaft, Wirtschaft und Staat individuelle und ge-
meinschaftliche Bildungsaufgaben wahrnehmen und 
Erkenntnisprozesse voranbringen sollen, statt eine 
Struktur umzusetzen und dann die Folgen irgendwie 
unter Kontrolle bekommen zu wollen.

Wissenschaft und Hochschulen stehen vor weiteren 
Herausforderungen, z. B. durch eine immer heteroge-
nere Studierendenschaft, in der ganz Junge (Folge des 
Abiturs nach 12 Jahren) und Ältere (Seniorstudierende, 
KarrierewechslerInnen, AbsolventInnen des 2. und 3. 
Bildungswegs) zusammentreffen, in der sich Akademi-
kerkinder genauso finden sollen wie die, die als aller-
erste aus ihrer Familie überhaupt einen akademischen 
Abschluss anstreben, Männer in der Pädagogik genau-
so wie Frauen im Maschinenbau. Die Ungerechtigkeiten 
des bundesdeutschen Bildungssystems enden dabei be-
kanntlich nicht mit dem Ende der Schulzeit und Fragen 
von struktureller Diskriminierung sind, je weiter man 
nach oben schaut, um so drängender zu beantworten.
 

Wissenschaft und Hochschulen stehen vor weiteren Herausforderungen
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Unsere grünen Vorstellungen von Gesellschaft, Gerech-
tigkeit, Teilhabe, Verantwortung und Nachhaltigkeit 
müssen dabei die Richtung weisen, denn Hochschulen 
und Wissenschaft haben eine zentrale Rolle in der Ge-
sellschaft, nicht mehr als (Aus-)Bildungsstätte künftiger 
Eliten, sondern als Ort der gesellschaftlichen Reflektion 
und als gemeinsamer kultureller Bezugspunkt einer 
Wissensgesellschaft. 

Die Abgeordnetenhausfraktion schafft mit dem zweitä-
gigen Kongress „Talking about Revolution – Hochschu-
le neu denken!“ den Raum, umfassend und gleichzeitig 
detailliert und konkret über diese Veränderungen zu 
diskutieren. Wir wollen einerseits die großen gesell-
schaftlichen Fragen über die Rolle der Hochschule und 
die Veränderung der Wissenschaftskultur stellen. An-
dererseits stehen die Hochschule als Arbeitsplatz, die 
Frage der sozialen Öffnung der Hochschulen, die Finan-
zierung und vieles andere mehr auf der Tagesordnung. 
Und weil Reden allein noch nicht besonders revolutio-
när ist (auch wenn es dazugehört), wollen wir aus die-
sem Kongress auch mit Vorstellungen gehen, was im 
Land Berlin geändert werden muss, was die Hochschu-
len selbst ändern müssen und wie wir vor allem zu ei-
ner neuen Kultur und damit zu einer neuen Hochschu-
le kommen. Dass wir die richtigen Fragen stellen und 
die richtigen Themen in den Mittelpunkt rücken, zeigt 
sich auch darin, dass wir viele interessante Gesprächs-
partnerInnen für den Kongress gewinnen konnten: aus 
grünen Kreisen, aber vor allem auch aus der Wissen-
schaft, den Hochschulen und den Verbänden (Details 
siehe Programm auf der Fraktionswebseite).

Berlin ist traditionelle Vorreiter und Experimentierfeld 
im Bereich Hochschulpolitik. Wir sind bereit, an diese 
Tradition anzuknüpfen und neue Maßstäbe zu setzen. 
Wir hoffen, dass viele mit uns diese Revolution in Gang 
setzen.

Anja Schillhaneck, MdA,
wissenschaftspolitische Sprecherin

Wir finden, es ist Zeit 
für eine weitere Revolution.



2120

Parteileben

Es ist ein heißer Juniabend, die Welt ist im Fußballfieber 
und Paraguay hat gerade Japan 5:3 im Elfmeterschie-
ßen besiegt. Doch Heiner von Marschall und Ellen von 
Tayn, die beiden Vorsitzenden des Kreisverbands Rei-
nickendorf, sind schon wieder beim Thema Politik an-
gekommen: Im Tegeler Cafe Weill findet jetzt das Neu-
mitgliedertreffen statt. Zweimal jährlich machen die 
Reinickendorfer ein solches Treffen. Schließlich ist es 
eine gute Gelegenheit sich kennenzulernen und einen 
persönlichen Kontakt aufzubauen. Mit vier gespannten 
und noch etwas schüchternen Neugrünen sitzen sie so-
wie Kreisverbandsassistent Dietmar Sittek dieses Mal 
auf der Terrasse des Cafes zusammen. Was zunächst 
nach wenig klingt, ist für den Kreisverband durchaus 
positiv zu werten. Denn Reinickendorf ist einer der klei-
neren Kreisverbände in Berlin. Zu den knapp 150 Mit-
gliedern sind über das letzte Jahr verteilt insgesamt 15 
neue dazu gekommen. „Wir sind im Aufwind“, freut sich 
Heiner über die satten 10 Prozent Zuwachs. 

Nach massiven Problemen mussten sich die Reinicken-
dorfer vor einiger Zeit fast komplett neu formieren. Seit 
Anfang 2009 besteht der Kreisverband jetzt aus einer 
kleinen aber sehr engagierten Truppe. Und der Bezirk 
birgt noch jede Menge Potenzial, auch bei den Wähler-
zahlen: Bei den BVV-Wahlen im nächsten Jahr möchte 
Heiner von Marschall das letzte Ergebnis von sieben 
Prozent verdoppeln. Und wenn man sich die Ergeb-
nisse der Europa- und Bundestagswahlen im letzten 
Jahr ansieht, wird deutlich, dass dieses Ziel keineswegs  
illusorisch ist. 

Die Neuen im Cafe Weill verteilen sich altersmäßig 
ziemlich gleichmäßig zwischen 22 und 57 Jahren und 
bringen die vielfältigsten Lebensläufe mit. Heiner sind 
diese unterschiedlichen Typen nur recht. Er ist über-
zeugt, dass jedes Mitglied seine eigenen Talente und In-
teressen hat, die irgendwie für den Kreisverband nütz-
lich sein können. Hier ist eben jeder wichtig. Auch der 
Kontakt findet auf einer individuelleren Ebene statt: All-
gemeine Aufrufe funktionieren weniger, erzählt Heiner. 

Wenn es konkrete Aufgaben zu erledigen gibt, spricht 
er daher lieber die dafür in Frage kommenden Leute di-
rekt an. Damit wurde er bislang selten enttäuscht.

Endlich ab in die eigenen vier Wände

Untergebracht ist der Kreisverband bislang im Rathaus 
Reinickendorf. Zusammen mit den grünen BVV-Mit-
arbeitern teilt er sich dort im ersten Stock ein kleines 
Büro. Das Zimmer fast am Ende eines ziemlich langen 
Ganges finden wohl nur absolute Rathaus-Insider auf 
Anhieb. Dort dominiert eine trocken-biedere Büroat-
mosphäre, die alles andere als die sonst so typische 
grüne Offenheit und Lebendigkeit ausstrahlt. Bald wird 
sich das endlich ändern, denn der Kreisverband be-
kommt seine erste eigene Geschäftsstelle. Ganz zentral 
in Alt-Tegel gelegen ist sie - nur ein paar Schritte von 
der Tegeler Hauptverkehrsader entfernt. So kann man 
auch Laufkundschaft ansprechen und sie auf aktuelle 
grünen Themen aufmerksam machen. Das ist schließ-
lich gerade angesichts der anstehenden Wahlen im 
nächsten Jahr sehr wichtig.

Und mit den Öffnungszeiten ist man auch endlich 
nicht mehr vom Rathaus abhängig, sondern kann die-
se ganz kundenfreundlich in die Nachmittagsstunden 
verlegen. Dann, wenn die Leute allmählich Feierabend 
und den Kopf wieder freier haben, so erzählt Dietmar 
Sittek, als er einige Wochen nach dem Neumitglieder-
treffen für die Stachligen Argumente schon mal eine 
Führung durch in die neuen Räumlichkeiten macht. Die 
große Fensterfront der ehemaligen Bäckerei erlaubt 
Vorbeigehenden einen neugierigen Blick in den gro-
ßen Raum, in dem er demnächst arbeiten wird. Zusätz-
lich ist geplant, dort Treffen und Veranstaltungen wie 
zum Beispiel Filmabende durchzuführen. Jetzt muss 
nur ein bisschen renoviert werden, und auf der Suche 
nach einigen passenden Einrichtungsgegenständen ist 
man auch noch. Im Laufe des Septembers kann dann 
wohl die offizielle Eröffnung gefeiert werden,  berichtet 
Dietmar.

Die M1 nach Reinickendorf
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Von Umzügen, alten Bahnhöfen und neuen Tramverbindungen
Das grüne Reinickendorf ist in Bewegung
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PT PankRein - Gemeinsam kämpft man besser

Eine Besonderheit im grünen Berliner Norden ist das 
Projektteam PankRein. Darin sitzen Reinickendorfer 
und Pankower Grüne gemeinsam an einem Tisch um 
Projekte anzugehen, die beide Bezirke verbinden. Alle 
Interessierten können mitmachen und sich in den ei-
gens angelegten Mailverteiler eintragen. Etwa alle zwei 
Monate treffen sich die PankReiner dann um gemein-
sam zu diskutieren und zu planen. 

Aktuell geht es in erster Linie um die Vorbereitung für 
das Fest am Grünzug Schönholz. Und es gibt hier so ei-
niges zu planen: Mehrere Organisationen werden mit 
Infoständen vertreten sein, neben Essen und Trinken 
gibt es ein musikalisches Rahmenprogramm. Das alles 
dient dazu, die Bürger auf die schützenswerten Grün-
flächen des ungenutzten Bahnhofsareals aufmerksam 
zu machen. Derzeit zeigen verschiedene Discounter In-
teresse daran, dort große Neubauten hinzusetzen. Da-
bei hat sich in den letzten 40 Jahren auf dem Gelände 
eine sehr vielfältige Natur entwickelt. Und gerade die 
Reinickendorfer der Umgegend könnten dort eine öf-
fentliche Grünfläche gut gebrauchen. Anders als in Te-
gel, Hermsdorf oder Frohnau sind diese dort rar gesät.
Auch ein zweites PankRein-Projekt gibt es bereits: Die 
Verlängerung der Tramlinie M1. Sie soll die bestehende 
Lücke im ÖPNV zwischen dem Märkischen Viertel und 
Rosenthal sowie Niederschönhausen endlich schließen 
und eine bessere Verbindung zwischen den Ost- und 
West-Stadtteilen ermöglichen. So können Einkaufs- und 
Freizeitmöglichkeiten der Stadtteile auch von den Be-
wohnern des jeweils anderen Viertels genutzt werden. 
Gerade das Märkische Viertel mit seinen rund 35.000 
Einwohnern verfügt aktuell weder über einen U-Bahn- 
noch über einen Tram-Anschluss und ist verkehrstech-
nisch damit ziemlich abgehängt.

Grün im Landeanflug auf Tegel

Ein großes Thema schlummert in Reinickendorf derzeit 
noch ein wenig vor sich hin: Die Schließung des Tegeler 
Flughafens wurde gerade um gut ein halbes Jahr nach 
hinten verschoben und ist in den Köpfen der Reinicken-

dorfer noch nicht wirklich präsent. Doch je näher die 
Wahlen im nächsten Jahr rücken, desto mehr wird sie 
in den Vordergrund rücken. Um dafür schon einmal et-
was Vorarbeit zu leisten, hatte der Kreisverband bei der 
letzten Landesdelegiertenkonferenz einen Beschluss 
eingebracht, der die Forderungen zur Nachnutzung 
des Flughafens zusammenfasst.

Ein Recycling der Argumentationen zum Flughafen 
Tempelhof wird es aber nicht geben. Die Problemati-
ken der beiden Flughafenschließungen unterscheiden 
sich erheblich, erklärt Heiner von Marschall: Während 
es in Tempelhof stärker um die Frage des öffentlichen 
Zugangs ging, stehen bei Tegel besonders Form und 
Umfang der industriellen Nachnutzung zur Debatte. 
Hohe ökologische und energetische Standards sollen 
eingehalten werden und Neubauten nach den Grund-
sätzen nachhaltigen Bauens erreichtet werden. Au-
ßerdem hat die Fläche einen positiven Einfluss auf das 
Stadtklima, der bei einer zu starken Bebauung verloren 
gehen würde.

Sichtbar sein und als Wirksam wahrgenommen zu wer-
den, so beschreibt Heiner von Marschall die besonde-
ren Herausforderungen, die für den Reinickendorfer 
Kreisverband bestehen. Mit dem neuen Büro macht 
der Kreisverband einen großen Schritt in Richtung 
Sichtbarkeit und im PankRein Projekt und der Arbeit 
zur Tegel-Schließung stellen sie ihre Wirksamkeit unter 
Beweis. Insoweit kann man Heiner nur zustimmen: Der 
Kreisverband Reinickendorf ist im Aufwind.

Neugierig geworden? Dann meldet Euch bei Dietmar 
unter kreisverband@gruene-reinickendorf.de. 

Die neue Geschäftsstelle befindet sich demnächst in 
der Brunowstraße 49 in Alt-Tegel. Und wenn Ihr Lust 
habt, beim PT PankRein mitzumachen, könnt Ihr Euch 
unter  ptpankrein@gruene-pankow.de für den Mailver-
teiler anmelden.

Nicole Holtz,
Mitglied der RedaktionFest in Schönholz
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Die 23 Abgeordneten der grünen Fraktion im 
Abgeordnetenhaus sind gut vorbereitet auf das 
letzte Jahr der Legislaturperiode. Um welche 
Kernthemen es im kommenden Jahr geht, darü-
ber schreiben die Fraktionsvorsitzenden Ramo-
na Pop und Volker Ratzmann. 

Im politischen Sommer 2010 wirkt der Senat bei den 
gegenwärtig drängenden Entscheidungen und den Zu-
kunftsfragen der Hauptstadt wie gelähmt. Das einzige, 
das sich unter dem Regierenden Bürgermeister wirk-
lich entwickelt, ist der Filz in der Stadt – diesmal mit rot-
rotem Anstrich –, wie die Skandale um die Treberhilfe, 
die HoWoGe oder das Spreedreieck deutlich machen.
Aber: So berechtigt die Kritik und die Erwartung, dass 
dieser Senat sich selbst immer tiefer in die Misere hin-
einregiert, auch sind, so wenig reicht es uns, einfach ab-
zuwarten. Wir sind jetzt gefragt, Ideen und Zukunftspro-
jekte für die Stadt zu entwickeln. Im kommenden Jahr 
werden wir uns auf drei große Initiativen konzentrie-
ren: den Ausbau der Green Economy im Rahmen eines 
Green New Deals für Berlin, die Stärkung des sozialen 
Zusammenhalts und die Etablierung einer neuen politi-
schen Kultur der Gemeinsamkeit in Berlin. 

Green Economy: Berlin als Modellstadt für 
klimafreundliches Wirtschaften

Mit der Green Economy machen wir Berlin zum Mo-
dell für ein neues nachhaltiges und klimafreundliches 
Wirtschaften und schaffen gute und zukunftsfähige Ar-
beitsplätze. Wir wollen die wirtschaftlichen Potenziale 
im Bereich der grünen Wirtschaft und Industrie nutzen 
und die Kompetenzen des Standortes vernetzen. Wir 
wollen dem Klimawandel ohne Wenn und Aber entge-
gentreten und Berlin zur Hauptstadt der erneuerbaren 
Energien machen. 

Bislang wird Berlin als Wirtschaftsstandort national 
und international kaum wahrgenommen. Wir setzen 
uns zum Ziel, dies zu ändern. Wir sehen die Zukunft 
unserer Wirtschaft in der grünen Wirtschafts- und In-
dustriepolitik, in den Umwelt- und Energietechnologi-
en, und zwar im Zusammenhang mit der Gesundheits-

wirtschaft, mit nachhaltigem Tourismus und mit dem 
Bereich einer neuen Mobilität. 

Sozialer Zusammenhalt: Berliner Mischung erhalten
In den letzten Jahren ist in vielen Kiezen eine besorg-
niserregende Entwicklung zu beobachten. Insbeson-
dere in den Innenstadtbezirken steigen die Mieten viel 
schneller als die Kaufkraft und die Löhne. Wir wollen 
der weiteren sozialen Spaltung der Stadt Einhalt gebie-
ten und die Berliner Mischung erhalten. Die soziale Sta-
bilisierung der besonders benachteiligten Quartiere ist 
nicht nur Bezirksaufgabe, sondern Verantwortung der 
gesamten Stadt. 

Unser Ziel ist es, jeden Menschen in die Lage zu verset-
zen, seine individuellen Fähigkeiten und Lebenschan-
cen zu entfalten. Wir wollen eine gerechte Teilhabe an 
den gesellschaftlichen Ressourcen erreichen und allen 
Menschen Zugangschancen zu guter Arbeit, Bildung, 
Kultur, Gesundheit und gesellschaftlicher Teilhabe er-
öffnen. Dazu gehört, dass in Kita und Schule kein Kind 
zurück gelassen werden darf. Doch im Herbst droht ein 
Reformchaos an den Berliner Schulen. Die Schulstruk-
turreform ist zwar ein richtiger Schritt, doch der rot-rote 
Senat versagt bei der Umsetzung. Jetzt gilt es, die zahl-
reichen Reformen der letzten Jahre im Bildungsbereich 
vernünftig umzusetzen und auszubauen – das wird eine 
große Herausforderung für die kommenden Jahre. 

Dialog mit der Stadt: Eine neue politische 
Kultur der Gemeinsamkeit

Wir stehen für einen Politikstil, der geprägt ist von 
einer konstruktiven Atmosphäre des gegenseitigen 
Respekts. In unserer Stadt leben viele Menschen, die 
mitreden und mitgestalten wollen. Dieses Engagement 
wollen wir unterstützen, denn grüne Politik bedeutet 
gemeinsam mit den Menschen neue Ideen zu entwi-
ckeln. Wir wollen Dialogbereitschaft fördern und trans-
parenten Umgang mit Informationen und Entscheidun-
gen sicherstellen. 

Ausdrücklich wollen wir uns als Teil dieses Politikstils 
als Partner den Institutionen und Akteuren in dieser 

Stadt anbieten, darunter den Unternehmen, Verbän-
den, Gewerkschaften und ReligionsvertreterInnen. Wir 
wollen mit neuen Bündnissen handlungsfähiger wer-
den, auch über Parteigrenzen und das starre Denken in 
den Kategorien Regierung und Opposition hinweg – im 
Interesse der Menschen in dieser Stadt.

Das grüne Angebot an ganz Berlin

Wir werden mit mutigen, zukunftsweisenden, aber 
zugleich auch machbaren Antworten auf die Heraus-
forderungen dieser Stadt in den politischen Wettbe-
werb im kommenden Jahr treten. Sicher wird es nicht 
leicht – wir kennen den Berliner Haushalt. Uns ist klar: 

Politik mit der Stadt – nicht über sie hinweg

Wir werden unsere Ideen nachhaltig und glaubwürdig 
nur auf Basis solider Staatsfinanzen umsetzen. Wir ver-
sprechen nicht Reichtum für alle, sondern wollen gute 
Perspektiven für alle schaffen. Und wir wollen, dass alle 
gemeinsam Verantwortung für die Stadt übernehmen. 
Für ein Berlin, das nicht nur in Würde lebenswert für 
alle ist, sondern das den Menschen gefällt und ihnen 
Lebensfreude gibt.

Von Ramona Pop und Volker Ratzmann, 
Fraktionsvorsitzende von Bündnis 90/Die Grünen 

im Abgeordnetenhaus

Nachhaltiges und klimafreundliches Wirtschaften
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Ob Mediaspree oder Kastanienallee, das Bauvorhaben 
in der Nachbarschaft oder die Baumscheibe vor der 
Haustür, es gibt kaum einen Gegenstand von öffentli-
chem Interesse, bei dem die Berlinerinnen und Berli-
ner nicht auf den Plan treten, sich Gehör verschaffen, 
mitbestimmen und mitgestalten wollen. Dabei werden 
die Mittel der digitalen Gesellschaft und das schlech-
te Image der Politik weiter dazu beitragen, dass diese 
Stimmen der aufgeklärt-selbstbewussten und enga-
gierten Berliner Einwohnerschaft nicht leiser werden. 
Das rot-rote Negativbeispiel zeigt, dass der Stadtstaat 
Berlin mit seinen zwölf Bezirken sich nicht mehr ein-
fach zum schweigenden Objekt eines Fünf-Jahres-Plans 
des Regierungshandelns reduzieren lässt. Unser erster 
bündnisgrüner Berliner Bezirkekongress hat gezeigt, 
dass wir einen neuen politischen Stil für mehr Mitbe-
stimmung und Partizipation brauchen. Was bedeutet 
es aber konkret, wenn man nicht gegen die Einwoh-
nerInnen oder über sie hinweg, sondern mit der Stadt 
regieren will? 

Keine Weltformel, aber ein paar Standards 

Gute Bürgerbeteiligung lässt sich nicht auf einen einfa-
chen Nenner bringen. Wer, wie und wann aus welchem 
Anlass zu beteiligen ist, muss von Fall zu Fall ausgehan-
delt werden. Das Verfahren muss sich der Dynamik des 
Geschehens anpassen, nicht umgekehrt. Entscheidend 
ist der Vorsatz von Verwaltung, Politik und Einwohne-
rInnen, sich aufeinander einlassen zu wollen. Da es hier 
vielfach sowohl dem Inhalt wie dem Verfahren nach um 
Einzelfallentscheidung geht, ist eine unablässige Be-
dingung die Grundhaltung, bei allen Entscheidungen 
und Vorhaben auch immer die Frage mitzubedenken, 
wie Betroffene informiert und einbezogen werden kön-
nen. Auch da, wo es keine gesetzlich vorgeschriebenen 
Verfahren gibt. 

Mit der Stadt regieren
Unser Bezirkekongress zeigte: Bürgerbeteili-
gung ist eine Grundhaltung und ein Prozess

Parteileben
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direkt in Fortbildung der VerwaltungsmitarbeiterInnen 
investiert hätte. Bürgerbeteiligungskompetenzen müs-
sen stärker in der Verwaltung selbst verankert werden. 

Warum also haben die Berliner Bezirke zum Beispiel 
keine „Beteiligungsbeauftragten“, die sowohl das Exis-
tieren der beschriebenen Grundhaltung verkörpern 
als auch die einzelnen Beteiligungsprozesse anregen 
und begleiten? Eine beteiligungsfreundliche Verwal-
tung braucht das Know-how und die Ressourcen, um 
den Anforderungen der EinwohnerInnen gerecht zu 
werden. Es geht um ausreichendes und qualifiziertes 
Personal, durchlässigere Strukturen und präzisere Auf-
gabenbeschreibungen. Und es geht um Augenhöhe. 
Augenhöhe nicht im Sinne gleichen Wissens aller Be-
teiligten, sondern im Sinne von gegenseitigem Respekt 
– eine zentrale Voraussetzung für das Gelingen jeder 
Kommunikation. 

Gelungene Kommunikation, gelungene Beteiligung, 
das zeigt die Erfahrung, kann erstaunliche Kräfte frei-
setzen. Da werden Bäume auf einmal nicht mehr ge-
fällt, sondern neue gepflanzt. Da passen auf einmal 
über hundert Kinder mehr in die Grundschulen einer 
Schulregion als zuvor errechnet. Und da gerät ein für 
alle zugängliches Spreeufer immerhin in den Bereich 
des Möglichen. So etwas nennt man eine Win-Win- 
Situation.

Die alte Politik à la Rot-Rot hat hier mehr Frust als Po-
tenziale zu wecken gewusst. Es wird an uns liegen, 
durchzubuchstabieren, wie man wirklich mit der Stadt 
regiert. Fangen wir beim Wahlprogramm damit an. 

Daniel Wesener, 
KV Friedrichshain-Kreuzberg, Fraktionssprecher

Stefanie Remlinger, 
KV Pankow, Fraktionsvorsitzende

Mehr über Beteiligung und den Bezirkekongress? 

Dann: gruene-berlin.de/site/kopofo.html

Gerade weil  wir Grüne regelmäßig über das vorge-
schriebene Mindestmaß an Beteiligung hinaus gehen 
(wollen), ist zweitens die Frage wichtig, welche Stan-
dards wir einhalten müssen, um berechtigt sagen zu 
können, dass Bürgerinnen und Bürger an Entscheidun-
gen angemessen beteiligt wurden.

BürgerInnenbeteiligung braucht Standards, und zwar 
härtere als die, die in Berlin gegenwärtig gelten. Das 
betrifft insbesondere die Verbindlichkeit, EinwohnerIn-
nen über Vorhaben in ihrem Lebensumfeld zu informie-
ren, und  zwar sowohl frühzeitig als auch fortlaufend im 
Prozess. Genauso essentiell ist es, das Bedingungsge-
füge des Verwaltungsverfahrens zu kommunizieren. 
Dieses Gefüge umfasst die rechtlichen, finanziellen so-
wie verwaltungstechnischen Voraussetzungen eines 
Vorhabens und vor allem, welche Gestaltungsspielräu-
me tatsächlich existieren. Und nicht zuletzt: Wann hat 
das Reden ein Ende und was wird (von wem) dann ent-
schieden. Nur solche Standards, die zwischen den Be-
teiligten vorab verabredet werden, können Vertrauen 
aufbauen statt Enttäuschung oder sogar Anklagen zu 
provozieren, es handele sich bei all dem Beteiligungs-
Gedöns nur um Alibiveranstaltungen. 

Von der Konfrontation zur Win-Win-Situation

Alibiveranstaltungen kann man sich gleich sparen, 
und zwar im ganz wörtlichen Sinne. Geld auszugeben, 
um noch mehr Politikverdrossenheit zu produzieren, 
können wir uns nicht leisten. So muss immer wieder 
geprüft werden, ob die einzelnen institutionalisierten 
Formen der Beteiligung (Quartiersmanagement, Stadt-
teilausschüsse, Betroffenenvertretungen), die wichtig 
sind, ihren Zweck noch optimal erfüllen. Sie dürfen an-
deren Beteiligungsformen und Initiativen „von unten“ 
nicht zum Nachteil gereichen. Außerdem müssen sie es 
schaffen, auch leiseren Stimmen in der DiverCity Berlin 
Gehör zu verschaffen, und sei es mithilfe von aktivie-
renden, aufsuchenden Instrumenten der Beteiligung. 
Vor allem aber muss evaluiert werden, wo beim Dialog 
zwischen BürgerInnen, Politik und Verwaltung die Ein-
beziehung von intermediären Akteuren, von externer 
Moderation, tatsächlich sinnvoll ist und wo man besser 

Seit einem Jahr ist die neue Grüne/EFA-Fraktion im Euro-
päischen Parlament am Werk. Mit 55 Mitgliedern sind wir 
die viertstärkste Fraktion nach den Konservativen, den So-
zialdemokraten und den Liberalen. Für mich waren mei-
ne ersten 12 Monate im Europäischen Parlament immer 
spannend. Mein erster Bericht wurde im Plenum abge-
stimmt. Das Thema: Politikkohärenz im Interesse der Ent-
wicklung. Wir konnten Themen auf die Agenda setzen, sei 
es mit Konferenzen oder Anträgen, zahlreichen Berichten 
konnten wir einen grünen Stempel aufdrücken, und vieles 
andere mehr. Im Parlament betreue ich vor allem die The-
men Migration, Entwicklung, Türkei und Zypern. Außer-
halb der Parlamentsmauern bin ich für die Bundesländer 
Sachsen-Anhalt, Sachsen, Thüringen und eingeschränkt 
auch für Brandenburg zuständig.

In diesen Themenbereichen stehen gerade einige wichtige 
Entscheidungen an. Im Bereich Migration und Asyl über-
arbeiten wir zum Beispiel gerade das FRONTEX-Mandat. 
FRONTEX hat als Grenzschutzagentur, die vor allem Mig-
rantInnen abfangen soll, in der Vergangenheit mehrfach 
Menschenrechte verletzt. Wir wollen das Mandat so ge-
stalten, dass dies nie wieder passiert und dass FRONTEX 
transparenter wird und dem Parlament Rede und Antwort 
stehen muss. Weiterhin werden gerade einige Asylrichtli-
nien neu überarbeitet. Da geht es unter anderem darum, 
wer alles unter die Kategorie Flüchtling fällt und damit 
Schutz erhalten muss. 

Der Bereich Entwicklung ist nicht weniger spannend. Nach 
dem Kampf um die strukturelle Einordnung der Entwick-

lungspolitik neben dem neuen Auswärtigen Dienst stehen 
jetzt zahlreiche inhaltliche Schwerpunkte auf der Agenda. 
Zum einen werden dieses Jahr die Millenniumsentwick-
lungsziele überprüft, die immer noch bei weitem nicht 
erfüllt sind. Zum anderen stehen eine Reihe Entscheidun-
gen in anderen Politikfeldern an, die Auswirkungen auf 
Entwicklungsländer haben werden: Die Reform der Ag-
rarpolitik ebenso wie die Reform der Fischereipolitik, aber 
auch ein neues Anti-Piraterie-Abkommen (ACTA), das den 
Zugang zu Generika erschweren könnte.

In der Türkei ist natürlich die Beitrittsdebatte von größ-
ter Bedeutung, aber auch die Reformvorhaben der Re-
gierung sowie umstrittene Energievorhaben wie der Bau 
von Atomkraftwerken und des Staudamms bei Hasankeyf. 
Und in Nord-Zypern wurde im Frühling ein neuer Präsident 
gewählt, der nun am Verhandlungstisch mit der Republik 
Zypern sitzt und neue Akzente setzt – in welche Richtung, 
werden wir verfolgen müssen.

Zu guter Letzt stehen auch noch Wahlen in Sachsen-An-
halt an. Im März 2011 will der Landesverband die 5%-Hürde 
knacken. Es sieht nicht schlecht dafür aus, aber uns steht 
noch ein langer Wahlkampf bevor und Hilfe ist immer gern 
gesehen!

Mehr Infos über unsere tägliche Arbeit im Parlament 
und darüber hinaus findet ihr auf meiner Webseite 
www.skakeller.de.

Ska Keller,
Mitglied des Europäischen Parlaments

Neues aus 
Europa ©
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Diesen Sommer fanden einige Aktionen von und mit der 
Grünen Jugend Berlin statt. Zum einen haben wir gemein-
sam mit anderen Organisationen vor dem Brandenbur-
ger Tor Robin Hood gespielt und für die Einführung einer 
Transaktionsstreuer gestritten. Außerdem sind einige Ak-
tive, wie jedes Jahr, bei der Fahrradsternfahrt durch weite 
Teile Berlins geradelt. Auch die schwarz-gelbe Atompoli-
tik treibt uns regelmäßig auf die Straßen und Plätze,. Wir 
wollen den Atomausstieg  verteidigen und eine moder-
ne Energiepolitik umsetzen. Hierzu werden wir auch im 
Herbst bei der großen Anti-Atom-Demo am 18. September 
und den Castor-Protesten im November mit viel Einsatz 
beteiligt sein. Natürlich waren wir auch dieses Jahr auf 
dem CSD vertreten und haben, neben der Unterstützung 
der LAG Queergrün, einen eigenen Aufkleber mit dem zur 
Fußball-WM passendem Spruch „Queer the Champions“ 
verteilt. Zu unseren Aktiventreffen luden wir VertreterIn-
nen der verschiedenen Jugendorganisationen ein, um Ge-
meinsamkeiten und Unterschiede im Selbstverständnis 
und Programm, aber auch der Struktur und Arbeitsweise 
auszuloten. Es stellte sich heraus, dass Schwarz-Grün wei-
terhin keine Option für die Grüne Jugend Berlin ist.

Innerparteilich beschäftigte uns der Programmprozess, 
mit den diversen Werkstätten. Hier lag uns natürlich be-
sonders das Thema Schul- und Bildungspolitik am Herz. 
Wir setzen uns weiterhin dafür ein, dass Jugendliche ge-
meinsam Lernen und jegliche Selektion abgeschafft wird. 

Neues aus  
der Dirschauer©
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Dieses Engagement wollen wir bei den Werkstätten im 
Herbst noch verstärken, um ein, auch für jugendliche und 
junge Erwachsene ansprechendes Wahlprogramm vorzu-
bereiten.

Wichtig ist uns bei diesem Prozess, dass nicht nur der 
Landesvorstand, sondern all unsere Mitglieder mit ihrem 
Fachwissen mitmischen können.

Auch an der „Freiheit statt Angst“-Demo im September 
wollen wir mit vielen Aktiven und eigenem Material mit-
wirken. Zusammen mit neuen Aktiventreffen und neuen 
Mitgliedern zu Beginn des Schuljahrs und des Semesters, 
dem grünen Werkstättenprozess und den ersten Vorbe-
reitungen des eigenen Wahlkampfs für das nächste Jahr 
stehen im Herbst einige Aufgaben vor uns.

Mit vielen interessierten Menschen und (wieder) aktiven 
Bezirksgruppen in Neukölln und  Tempelhof-Schöneberg 
wird uns das aber sicher gelingen.

Armin Feistenauer und Madeleine Richter
SprecherInnen der Grünen Jugend Berlin

Die Erwartungen wachsen

Von Sommerpause war in diesem Jahr wenig zu merken. 
Das hat sicherlich damit zu tun, dass der Rythmus einer 
Parteiorganisation nicht mit dem des parlamentarischen 
Betriebes übereinstimmt. Es dürfte aber auch mit dem 
Umfragehoch zu tun haben, das uns noch mehr in den 
Fokus der Öffentlichkeit rückt als ohnehin schon. Bereits 
zu Beginn des Jahres haben wir mit den ersten Vorberei-
tungen begonnen, jetzt ist allerorts klar, warum.

Während die Medien um uns zu rotieren scheinen – vor 
allem um mögliche Personalvarianten – dürfen wir kei-
nesfalls den Fehler machen, nur um uns selbst zu krei-
sen. Die Programmatik, die wir derzeit auf Werkstätten, 
in Konferenzen, mit den LAGen und Kreisverbänden und 
nicht zuletzt den Mitstreiterinnen und Mitstreitern in den 
Parlamenten entwickeln – sie ist für die Stadt, für das 
Land Berlin. Das verlangt von uns Sorgfalt und Weitsicht, 
bei der Bestimmung wie Formulierung unserer Schwer-
punkte und Forderungen. Hier sind wir auf einem guten 
Weg - und begegnen so auch dem gesteigerten Medien-
interesse offen, kreativ und immer "gut sortiert".

Denn der Weg wird ein weiter sein, so heißt es. Wir wollen 
ein Programm für die ganze Stadt vorlegen – von Schlach-
tensee bis Biesdorf, von Rudow bis Buch. Unsere Stadt 
entlang der Richtschnur guter Lebensqualität zu entwi-
ckeln - darum geht es uns. Und natürlich wollen wir dann 
Menschen für die Umsetzung dieses Programmes ins 
Rennen schicken, die für Bündnisgrün begeistern können 
und das von uns gegebene Versprechen guten Regierens 
auch einlösen. Ein solches Angebot für die Stadt braucht 
es, dann werden wir die an uns gerichteten Anforderun-
gen nicht nur erfüllen können, sondern die Begeisterung 
für Bündnisgrün noch weiter befeuern.

An dieser Stelle schreiben im Wechsel die beiden Landesvorsitzen-

den Stefan Gelbhaar und Irma Franke-Dressler. „Kommandantur“ 

meint scherzhaft die Landesgeschäftsstelle. Ihr Sitz ist in der 

Kommandantenstraße 80 in Berlin-Mitte.

 Stefan Gelbhaar
Landesvorsitzender

Neues aus der 
Kommandantur©
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Es ist nichts Neues: Klaus Wowereit lässt viel Potenzial in 
Berlin ungenutzt. Dazu gehören all die Ideen, die Erfah-
rung und die Kraft der Bürgerinnen und Bürger, die sich 
in die Politik einbringen möchten. Das wollen wir ändern 
mit einem neuen, grünen Politikstil. Wir suchen den Dia-
log mit den Berlinerinnen und Berlinern. Und das ist nicht 
nur ein Lippenbekenntnis: Zurzeit werden im Abgeordne-
tenhaus gleich mehrere grüne Initiativen zur einfacheren 
Beteiligung der BürgerInnen verhandelt.

Zum Beispiel wollen wir erreichen, dass Bürgerentscheide 
auf Bezirksebene verbindlich werden. Auch bei Volksent-
scheiden kämpfen wir für faire Bedingungen, etwa für ei-
nen fairen Abstimmungstermin. Wir fordern: Βeantragen 
die InitiatorInnen von Volksentscheiden, dass ihr Anlie-
gen zeitgleich mit einer Wahl abgestimmt wird, so muss 
das genehmigt werden. Das spart dem Land Berlin übri-
gens auch 1,4 Millionen Euro für einen separaten Abstim-
mungstermin. 

Wenn der Senat Einrichtungen der Stadt an Dritte über-
gibt, muss das transparent und öffentlich geschehen. Ein 
bürgernaher Senat versteckt sich nicht hinter Geheim-
verträgen. Anders der rot-rote Senat bei den Verträgen 
mit den Berliner Wasserbetrieben oder mit der S-Bahn. 
Schließt das Land zu diesen oder anderen Bereichen der 
Grundversorgung Verträge mit Dritten, so müssen die 
Konditionen für alle transparent sein. Nur so können die 
BerlinerInnen sicher gehen, dass Verträge zugunsten des 
Gemeinwohls und nicht zum Wohl der neuen Betreiber 
abgeschlossen werden. Dank unserer Hartnäckigkeit sind 
die Bedingungen für die Einsicht wesentlich verbessert 
worden. 

Die Zeiten selbstgefälligen Regierens in Berlin sind vorbei 
– wir wollen Demokratie anders und besser wagen!

Ramona Pop und Volker Ratzmann, 
Fraktionsvorsitzende

Neues aus dem 
Abgeordnetenhaus©
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Die Grünen waren immer für den Lissabon-Vertrag, un-
ter anderem weil er die Möglichkeit einer europäischen 
Bürgerinitiative vorsieht. Dieses Instrument steht kurz 
vor seiner Realisierung. 

Ab 2011 wird die Europäische Union „eine völlig neue 
Dimension der partizipatorischen Demokratie“ ken-
nenlernen, schreibt die Europäische Kommission eu-
phorisch. Sie hat zum 31. März 2010 ihren Entwurf zur 
Verordnung über die Bürgerinitiative vorgelegt, über 
den das Europäische Parlament und der Rat nun bera-
ten. Zum Jahresende soll die Verordnung in Kraft tre-
ten. Die Europäische Bürgerinitiative gehört dann zum 
Instrumentenkasten der EU-Demokratie. 

Die Europäische Bürgerinitiative will weiterreichen 
als die bisherigen Partizipationsmöglichkeiten. Durch 
sie sollen Themen von europäischer Relevanz auf die 
Agenda der Kommission, die in der EU das Initiativrecht 
für EU-Rechtsetzung innehat, gesetzt werden können. 
Bei Erfolg kann so ein neues EU-Gesetz auf den Weg 
gebracht werden. PolitikerInnen und NGOs hoffen auf 
eine Belebung des Dialogs zwischen BürgerInnen und 
Institutionen, auf ein aktives Interesse der Unionsbür-
gerInnen an EU-relevanten Themen und eine „Europäi-
sierung der Zivilgesellschaft“ (Kommission).

Auf jeden Fall bildet die Einführung der Europäischen 
Bürgerinitiative einen Lernprozess vieler EU-Mitglieds-
länder hinsichtlich einer über Wahlen hinaus erweiter-
ten Partizipation. Nur 12 der EU-Mitgliedstaaten kennen 
bisher das Instrument des Bürgerbegehrens. Die Ein-
führung der Bürgerinitiative ist daher auch zu werten 
als ein Kompromiss zwischen den EU-weit unterschied-
lichen politischen wie rechtlichen Kulturen und dem 
in manchen Mitgliedstaaten vorhandenen Misstrauen 
gegen Plebiszite. 

Ob die ganze Aktion etwas taugt, ob tatsächlich euro-
päische Initiativen und Debatten zustande kommen 
oder ob Europäische Bürgerinitiativen die Ausnahme 
bleiben werden, hängt jetzt wesentlich von der Aus-
gestaltung der Konditionen und Regularien ab, auf 
die das Europäische Parlament und der Rat sich ver-

ständigen. Alle Beteiligten beschwören machbare und 
transparente Verfahren. Worin diese im Einzelnen be-
stehen, ist in wichtigen Teilen weiter umstritten. Gerald 
Häfner, grüner MdEP und vormals Sprecher von Mehr 
Demokratie e.V., betont, dass die Verfahren so gestaltet 
sein müssten, dass die Europäische Bürgerinitiative ein 
Demokratie-Erfolg wird, weil ein Partizipationsangebot 
mit realiter nicht erfüllbaren Bedingungen den Demo-
kratiefrust steigern müsse. Das Europäische Parlament 
hat ihn am 3. Juni zu einem seiner vier Berichterstatter 
zur Europäischen Bürgerinitiative bestellt. 

Der jetzige Vorschlag der Kommission sieht vor, dass 
binnen zwölf Monaten eine Million Unterschriften in ei-
nem Drittel der Mitgliedstaaten (also in neun Ländern) 
gesammelt werden müssen, wobei eine Mindestzahl 
an Unterschriften pro Mitgliedstaat vorgesehen ist. Für 
den Datenschutz gelten die innerstaatlichen Standards. 
Allgemeingültig sein soll allerdings die Bedingung, 
neben der Unterschrift und Adresse die Ausweisnum-
mer angeben zu müssen. Ob eine Initiative überhaupt 
zulässig ist, nämlich ob sie den EU-Grundwerten ent-
spricht und in die Kompetenz der Kommission als Hü-
terin der Verträge fällt, soll geprüft werden, wenn 300 
000 Unterschriften aus drei Ländern vorliegen. Gelingt 
es einer Initiative, ihren Regelungsvorschlag der Kom-
mission vorzulegen, muss diese binnen vier Monaten 
Stellung dazu nehmen. Falls sie ein Thema ablehnt, 
muss sie dies gegenüber dem Europäischen Parlament 
begründen. 

Weitgehend besteht Konsens, dass eine gute Lösung 
für die Stimmbeteiligung gefunden ist. Kleinere Staaten 
müssen relativ mehr Stimmen aufbringen als größere. 
Dissens aber besteht darüber, in wie vielen Ländern 
Unterschriften gesammelt werden müssen, wie viele 
Unterschriften absolut zu erbringen sind und ob nicht 
auch 16jährige schon abstimmungsberechtigt sein 
können. Insbesondere Demokratie Jetzt e.V. und ihre 
europäischen Partner argumentieren, es könne nicht 
um Repräsentativität gehen, da es nicht um Wahlen 
oder legislative Beschlussfassung gehe. Entscheidend 
müsse die Signifikanz sein. Eine Initiative müsse als An-
liegen einer relevanten Minderheit erkennbar gemacht 

Die Europäische Bürgerinitiative
Direkte Demokratie in der Europäischen Union:

werden, wofür ein Viertel oder ein Drittel der Länder – 
immer noch sechs - und deutlich weniger als eine Milli-
on Unterschriften ausreichen sollten. 

Umstritten ist auch der Zeitpunkt der Zulassungsprü-
fung. Die FDP fordert wie Mehr Demokratie, sie müsse 
deutlich früher stattfinden, wolle man nicht Frust statt 
Lust auf Demokratie produzieren. Zudem müssten 
grundrechtswidrige Initiativen, z. B. rassistische, rasch 
gestoppt werden können. Viele Stimmen fordern auch, 
es müsse zulässig sein, dass Initiativen auf Vertragsän-

derungen zielten, statt Themen für Europäische Bür-
gerinitiativen auf die gegebenen Verträge zu 

beschränken.

Vor allem aber ist 
die derzeit noch gefor-
derte Identifizierung von 
UnterstützerInnen mittels Perso-
nalausweisnummer skurril. Hierauf hebt auch die klei-
ne Anfrage ab, die die grüne Bundestagsfraktion am 
7. Juli gestellt hat. Jenseits der datenschutzrechtlichen 
Probleme wird hierzulande die Bereitschaft, eine bei 
uns unübliche Identitätsnummer bei einer Unterschrif-
tensammlung anzugeben, gering sein.  

Derzeit stehen NGOs dem Instrument noch skeptisch 
gegenüber. Für sie, die sie per Fachberatung, Lobbying, 
Medienarbeit und Kampagnen kontinuierlich und the-
matisch gezielten Einfluss aufgebaut haben, erscheint 
das ergebnisoffene Instrument des Bürgerinitiativ-
rechts weniger attraktiv. Umso deutlicher wird der De-
battencharakter eines solchen Verfahrens, in dem wohl 
tatsächlich ihr spezifischer Wert liegen wird. Für ihre 
Unterstützung muss öffentlich argumentiert werden, 
was ein wertvoller Beitrag zu einer chronisch schwer 
herstellbaren europäischen Öffentlichkeit sein wird.   

Wir dürfen gespannt sein, inwiefern Widerstand oder 
Unterstützung von den nationalen Regierungen und 

dann dem Europäischen Rat kommen 
werden. 

Prof. Meyer, 
vormals Konventsmit-

glied, vermutet, Regierungen 
seien eher gewillt, schwache Rechte 

zu vergeben, weil sie skeptisch gegen na-
tionale Mobilisierungen seien, die Regierungshan-

deln erschwert.

Anne Ulrich, 
Koordinatorin der Grünen Akademie

Weitere Informationen unter www.eu-buergerinitiative.org
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In der Diskussion um die Treberhilfe beim Dienst-Mase-
rati und den überhöhten Geschäftsführungsgehältern 
stehenzubleiben, greift entschieden zu kurz. Und bei 
allem Interesse am Psychogramm des über die SPD po-
litisch gut vernetzten Geschäftsführers Harald Ehlert, 
dieser Mischung aus betriebswirtschaftlicher Clever-
ness und Größenwahn, sind ganz andere strukturelle 
Fragen viel wichtiger für die Zukunft Berlins: 

Wer bestimmt in Berlin die Bedarfe und Bedürfnisse 
an sozialen Dienstleistungen? Was wissen wir darüber, 
ob und wie die Leistungen die Hilfebedürftigen auch 
wirklich erreichen? Werden eigentlich die Richtigen 
erreicht? Welche Hilfearten haben sich in den vergan-
genen Jahren wie entwickelt? Wie sieht es in Berlin mit 
gesamtstädtischer und bezirklicher Sozialberichter-
stattung und Sozialplanung aus?

Das Land Berlin gibt im Jahr mehr als 2 Milliarden Euro 
für Sozialleistungen aus. Tendenz steigend, weil auch 
der Hilfebedarf wächst, die Altersarmut wieder zu-
nimmt, immer mehr alte Menschen Pflegebedarf ha-
ben, immer mehr Familien Unterstützung brauchen. 
Organisiert wird der größte Teil dieser Hilfen über 
entgeltfinanzierte Leistungen. Das sind Leistungen, 
auf die die Betroffenen einen individuellen Rechtsan-
spruch haben. Rechtsgrundlage für diese Hilfen sind 
Bundesgesetze wie z. B. das Sozialgesetzbuch SGB VIII 
(Kinder- und Jugendhilfe) oder das SGB XII (Sozialhilfe). 
Erbracht werden die Leistungen von freien (gemein-
nützigen und privaten) Trägern, und zwar zu Konditio-
nen, die in Rahmenverträgen zwischen dem Senat und 
den Wohlfahrtsverbänden ausgehandelt wurden. Über 
die Leistungserbringung im Einzelfall entscheiden be-
zirkliche Fachdienste, also z. B. das Jugendamt oder die 
Soziale Wohnhilfe des Sozialamtes. 

Die Zahl der Leistungsanbieter in Berlin ist riesig, allein 
im Bereich Jugend sind es 785. Das Land Berlin (das 
dürfen die Bezirke nicht) hat als Sozialhilfeträger mit 
916 Trägern Verträge abgeschlossen, davon 692 ge-
meinsam mit den Pflegekassen und 224 im Bereich der 
Sozialhilfe.

Über sogenannte Zuwendungen werden viele sozialpo-
litisch äußerst wichtige Bereiche gefördert, die im Ver-
gleich zu den entgeltfinanzierten Leistungen finanzielle 
Peanuts sind. Darüber hinaus ist die Zuwendungsfinan-
zierung von einem akribischen Kontrollsystem, das fast 
die Verwendung jedes Radiergummis dokumentiert, 
gekennzeichnet. Deshalb ist das Unverständnis in der 
Stadt über die Kündigung der bewährten Bewirtschaf-
tung des Treuhandvertrags Soziales (LIGA-Vertrag, Um-
fang 2010 ca.12,9 Millionen Euro) und des Stadtteilzent-
renvertrags (Umfang 2010 ca. 3,8 Millionen Euro) sowie 
des Integrierten Gesundheitsvertrages (Umfang 2010 
ca. 11 Millionen Euro) auch enorm. Zumal die erreichte 
hohe Qualität trotz der in den vergangenen 15 Jahren 
notwendigen Einsparungen unbestritten ist. Es liegt 
auf der Hand, dass der Senat mit dieser Kündigung un-
ter der Überschrift Re-Kommunalisierung (als würde es 
sich um die Wasserbetriebe oder Wohnungsbaugesell-
schaften handeln) nur von seinen Versäumnissen im 
entgeltfinanzierten Bereich ablenken will. 

Deutlich werden diese Versäumnisse am Beispiel der 
Wohnungslosenhilfe. Berlin leistet sich aus koalitionsa-
rithmetischen Gründen zwar eine doppelte Sozial-, Ge-
sundheits- und Stadtentwicklungsberichterstattung. 
Dennoch stammt der letzte Obdachlosenrahmenplan 
aus der Mitte der neunziger Jahre, die Leitlinien der 
Wohnungslosenhilfe und –politik wurden zuletzt 1999 
fortgeschrieben. Seitdem hat sich in Berlin einiges ver-
ändert, z. B. die europäische Öffnung nach Osteuropa, 
die Veränderungen des Berliner Mietwohnungsmark-
tes, die Hartz IV-Gesetzgebung. Eine gesamtstädtische 
Analyse, eine angepasste Analyse der Bedarfe, eine 
Anpassung der Ziele in der gesamtstädtischen Arbeit 
für Obdachlose ist unterblieben. Selbst die Zahl der für 
die Unterbringung von Wohnungslosen in ganz Berlin 
zur Verfügung stehenden Plätze ist dem Senat heute 
nicht bekannt. Das ist die Situation, aus der heraus so-
ziale Dienstleister selbst entscheiden können, welche 
Einrichtung sie eröffnen, an einem Ort ihrer Wahl, für 
eine Zielgruppe ihrer Wahl. Harald Ehlert sagt, wie es 
funktioniert: "Wir denken uns neue Projekte aus und 
bearbeiten die Kostenträger so lange, bis die das finan-
zieren.“ (Tagesspiegel 22.12.2008)

Um nicht missver-
standen zu werden: 
Die meisten dieser 
Angebote sind sinn-
voll. Sie sind mit be-
zirklichen und zum 
Senat gehörenden 
Abteilungen abge-
stimmt. Doch die öf-
fentliche Hand (und 

damit sind Senat und Bezirke gemeint) hat sich mit ih-
rer weitgehenden Abstinenz in Sachen Bedarfsermitt-
lung, Planung, Zielformulierung auch weitgehend Steu-
erungsinstrumente aus der Hand nehmen lassen. 

Gesteuert wird im Land Berlin allerdings sehr wohl im 
sozialen Bereich, und zwar über die knapper werden-
den Finanzen – allerdings nur mit sehr begrenztem 
Erfolg, sieht man sich die steigenden Jugendhilfe- und 
Sozialausgaben an. Die Einsparungen der letzten Jah-
re sind vor allem auf Kosten präventiver, „freiwilliger 
sozialer Leistungen“ realisiert worden, die nicht als 
Rechtsanspruch gesetzlich verankert sind. Dazu gehö-
ren quartiersnahe Angebote, Angebote der Nachbar-

Wenn das Kind 
in den Brunnen 
gefallen ist …

schaftsarbeit sowie Angebote, die Bezirke aufgrund 
ihrer Finanzknappheit und bedingt durch die Logik der 
Kosten- und Leistungsrechnung (KLR) nicht mehr leis-
ten können. Statt Prävention zahlt die öffentliche Hand, 
wenn sofortige Intervention unabweisbar geworden 
ist. Ein Ausweg könnten Sozialraumbudgets sein, die 
für einen bestimmten Zeitraum definiert, mit klaren 
inhaltlichen Zielstellungen versehen, ausgeschrieben 
und vergeben werden.

Weder der demographische Wandel noch die Entwick-
lung von Arbeitslosigkeit und Armut in Berlin lassen 
eine Absenkung der Sozialausgaben realistisch und 
sozialpolitisch verantwortbar erscheinen. Gerade des-
halb ist es erforderlich, so intelligent zu steuern, dass 
die Hilfen zielgenau bei denjenigen ankommen, die sie 
benötigen. Dazu sind eine kontinuierliche Sozialbericht-
erstattung und Sozialplanung notwendig, berlinweit 
und in den Bezirken. Last but not least: Die Datenbank 
OPEN/PROSOZ muss tauglich gemacht werden, die für 
die Steuerung notwendigen Daten zu liefern. 

Sibyll Klotz,
Stadträtin für Gesundheit und Soziales 

in Tempelhof-Schöneberg

Wie sieht die Zukunft Berlins aus?
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Um nicht 
missverstanden 
zu werden: Die 
meisten dieser 
Angebote sind 
sinnvoll. 



3736

Debatte

Dass die Staatschulden nicht mehr zu bewältigen sind, 
ist im Augenblick die größte politische und persönliche 
Sorge der Deutschen. Alle warten auf eine Politik, bei 
der Finanzmarktregulierung und Haushaltskonsolidie-
rung so ineinander greifen, dass die Weltwirtschaft auf 
einen nachhaltigen Entwicklungspfad zurückgeführt 
wird. Dazu muss der weltweiten Kredit- und Schulden-
blase so kontrolliert und wachstumsfreundlich wie 
möglich die Luft abgelassen werden. 

Berlin muss seinen Beitrag leisten

Die Berliner Politik wird sicher nicht die Finanzmärkte 
regulieren können. Aber seinen Haushalt in Ordnung 
bringen, das kann und muss Berlin hinkriegen. Aller-
dings ist mehr als zweifelhaft, dass dies mit einem rot-
roten Senat noch klappen wird. Denn SPD und Links-
partei leiden erkennbar an Realitätsverlust und halten 
die Augen auch weiter fest geschlossen.

Der Haushaltsausgleich auf dem Höhepunkt des Wirt-
schaftsbooms 2008 hat Rot-Rot dazu verleitet, das 
Ende des  Sparkurses zu verkünden. Als der zyklische 
Abschwung dann eintrat, wurde Berlins Haushaltsnot-

lage sofort wieder sichtbar. Heute liegen nicht nur die 
Einnahmen um 1,7 Milliarden Euro unter dem Niveau 
von 2008. Rot-Rot hat auch die Ausgaben um 1,1 Milli-
arden Euro gesteigert. Das ist der größte Ausgabenan-
stieg seit 1995. Über die gesunkenen Einnahmen reden 
SPD und Linkspartei ohne Unterlass, über die erhöhten 
Ausgaben herrscht Schweigen. 

In welche Lage uns Rot-Rot gebracht hat, wird schnell 
klar, wenn man einen Blick auf das Schaubild wirft, das 
die Entwicklung von Einnahmen und Ausgaben seit 
1995 zeigt. 2020 soll der vom Grundgesetz – und der 
haushaltspolitischen Vernunft – verlangte Haushalts-
ausgleich erreicht sein. Wenn sich die Einnahmen wei-
terhin wie in den vergangen 15 Jahren entwickeln, dann 
sind die Ausgaben bereits jetzt am Ende der Fahnen-
stange angelangt. Wir werden deshalb in den kommen-
den Jahren in etwa mit dem auskommen müssen, was 
wir heute haben. 

Neue Aufgaben durch neue Schulden zu finanzieren, ist 
zwar verlockend aber auch kurzsichtig. Mit jedem neu-
en Kredit steigen die Zinsverpflichtungen von derzeit 
2,5 Milliarden Euro weiter an und zehren einen größe-

Spree-Athen im Schuldensumpf
ren Anteil der Einnahmen auf. Heute trägt Berlin bereits 
jeden achten Euro zu den Banken und Anlegern. Geht 
es weiter wie bisher, kann es schnell jeder fünfte Euro 
werden. 

Trotz ist keine Lösung

Es ist klar, dass eine solche Situation geradezu nach 
Verbesserung der Staatseinnahmen schreit. Doch 
die schwarz-gelbe Bundesregierung entzieht sich der 
Pflicht, die Einnahmesituation von Bund, Ländern und 
Gemeinden zu verbessern und dafür insbesondere die 
Hauptverantwortlichen des Finanzmarktdesasters her-
anzuziehen. 

Das ist extrem ärgerlich. Dennoch ist die Reaktion von 
Rot-Rot grundverkehrt, die Politik von Schwarz-Gelb 
zum Vorwand zu nehmen, selbst keine Konsolidie-
rungsschritte mehr zu unternehmen. Diese Trotzreak-
tion treibt Berlin immer tiefer in die bundespolitische 
Isolation. 

Mehr als ein Drittel der Berliner Einnahmen kommen 
vom Bund und den wohlhabenden Bundesländern. 
Berlin muss als Nettoempfänger eines Solidarsystems, 
wie es der Finanzausgleich darstellt, im Ausgabenver-
gleich mit den anderen Stadtstaaten bestehen Das ist 
bis heute nicht der Fall. Es ist aber die Voraussetzung 
dafür, mit Aussicht auf Erfolg eine Mehrheit der Bun-
desländer hinter der Forderung nach Einnahmeverbes-
serungen durch den Bund zu versammeln.

Ausgaben unter Kontrolle bringen

Nach heutigem Erkenntnisstand braucht zur Wahl 2011 
niemand ernsthaft anzutreten, der nicht ein Konsoli-
dierungsprogramm von einer halben Milliarde Euro im 
Gepäck hat. Anders lassen sich die Gesamtausgaben 
des Landeshaushalts nicht einigermaßen konstant hal-
ten. Denn es gibt im Haushalt große Ausgabenblöcke, 
deren Kostenanstieg haushaltspolitisch nicht zu beein-
flussen ist. Und außerdem soll nach der Wahl 2011 au-
ßer Sparen auch noch andere Politik stattfinden. Und 
die kostet zuweilen Geld.

500 Millionen Euro einzusparen, wird nicht einfach 
sein. Die großen Schnitte im Berliner Haushalt sind ge-
macht. Und Verzweiflungstaten wie die Schließung des 
Klinikum Steglitz oder des Tierparks, der Abriss des ICC 
oder gar das Ende einer Universität kommen nicht in 
Frage. 

Die nötigen Einsparungen wird man in den nächsten 
Jahren eher kleinteilig hamstern müssen. Dabei kann 
kein Politikbereich völlig ausgenommen werden. Ein-
zige Ausnahme sollte die Bildung von der Kita bis zur 
Hochschule sein. In der Abgeordnetenhausfraktion ar-
beiten wir an einem entsprechenden Maßnahmepaket 
und werden zur Programmdiskussion einen Vorschlag 
machen.

Jochen Esser, MdA
Finanzpolitischer Sprecher  

im Abgeordnetenhaus
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"Berlin vor einer neuen Sparrunde?"
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19.30 Uhr

Abgeordnetenhaus von Berlin

Raum 376

Ein Kassensturz mit:

Finanzsenator Dr. Ulrich Nußbaum (parteilos)

Stefan Zackenfels (MdA, SPD)

Florian Graf (MdA, CDU)

Jochen Esser (MdA, Bündnis 90/Die Grünen)

Moderation Joachim Fahrun (Berliner Morgenpost)

Spree Athen im Schuldensumpf
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Die Berliner Wasserbetriebe ge-
hören zu 49,9 % den Privatinves-
toren RWE und Veolia unter dem 
Dach der Berlinwasser Holding 
AG. Die Verträge unterliegen der 
Geheimhaltung, wie der Senat 
zäh behauptet. Derzeit läuft das 
Volksbegehren "Unser Wasser" 
mit der Forderung, alle geheimen 
Verträge offenzulegen. Wir Bünd-
nisgrünen begleiteten das Verfah-
ren mit der Novelle des Informa-
tionsfreiheitsgesetz und Heidi 
Kosche verlangt als MdA Einsicht 
in alle Verkaufsunterlagen. Ein 
Gespräch mit unserer Aktenfor-
scherin zur aktuellen Lage.

Stachlige Argumente:
Die Wasserbetriebe wurden mit 
Gewinngarantien zugunsten der 
Privatinvestoren veräußert. Was 
hat das für Folgen?

Heidi Kosche:
Also erstmal: Die Gewinngarantie 
von um die 7 bis 8 % ist schlicht 
eine Unverschämtheit. Wer 
bekommt das schon auf eingesetz-
tes Kapital? Hier ist es allerdings 
noch schlimmer. Die Investoren 
bekommen die Garantie nicht auf 
das eingesetzte, sondern auf das 
betriebsnotwendige Kapital, also 
dem Anlagevermögen der Berliner 
Wasserbetriebe. Wenn zum Bei-
spiel Grundstücke der Wasserbe-
triebe in Mitte sich in ihrem Wert 
erhöhen, dann steigt auch der 
Wert des betriebsnotwendigen Ka-
pitals mit der Folge, dass auch der 
auszuzahlende Gewinn steigt. Das 
Geld muss erwirtschaftet werden. 
Und das erfolgt über die Wasser-

Psst! Berliner Wasser halb privat und ganz diskret
Neues aus dem Versorgermilieu. Heidi Kosche: "Gewinngarantien sind eine Unverschämtheit!"

tarife, die alle zahlen müssen und 
die seit der Privatisierung um über 
30 Prozent gestiegen sind. Dane-
ben wurde knapp ein Viertel der 
Belegschaft abgebaut.

Stachlige Argumente:
Ziel des Volksbegehrens "Unser 
Wasser" ist die Offenlegung der 
Verkaufsverträge sowie aller Ne-
benabreden.

Heidi Kosche:
Das ist richtig. Wir vom Berliner 
Wassertisch sagen: Erst mal alle 
Verträge aufdecken, damit der 
Expertenschatz in Berlin diese 
begutachten und danach suchen 
kann, ob es möglich ist, diese Ver-
träge aus der Welt zu schaffen. Wir 
halten etwa die Gewinngarantie 
für sittenwidrig.

Stachlige Argumente:
Also ist die komplette Offenle-
gung nur ein Zwischenschritt, um 
letztlich die Rekommunalisierung 
der Wasserbetriebe zu erreichen?

Heidi Kosche:
Die Verträge laufen noch bis 2028. 
Experten vom Berliner Wassertisch 
haben ausgerechnet, dass die In-
vestoren ca. 2 Milliarden Euro mehr 
verdienen werden, als wenn man 
diese Summe mit einem Kommu-
nalkredit bedient hätte. Mit dem 
Auslaufen der Verträge gehören 
uns 2028 die Wasserbetriebe aber 
nicht wieder. Es können dann nur 
neue Konditionen ausgehandelt 
werden. Die Rekommunalisierung 
wäre insgesamt der günstigste Weg 
für das Land Berlin.

Stachlige Argumente:
Nun sind die Verträge ja geheim. 
Woher stammt die Kenntnis etwa 
um Garantien?

Heidi Kosche:
Dem Berliner Wassertisch wurden 
Textteile zugespielt. Aber letztlich 
stammt sie aus den Urteilen des 
Landesverfassungsgerichts, das 
Teile der Konsortialverträge zitier-
te und damit die Annahmen des 
Berliner Wassertisches bestätigte.

Stachlige Argumente:
Mit dem Urteil hat das Landes-
verfassungsgericht im Oktober 
2009 gegen den Antrag des Senats 
das Volksbegehren für zulässig 
erklärt. Der Senat argumentierte, 
das Volksbegehren sei verfas-
sungswidrig und für diese Fest-
stellung bestehe eine umfassende 
Prüfungskompetenz. Spielt hier 
eine Regierung mal nebenbei 
Verfassungsgericht?

Heidi Kosche:
Der Senat hatte diese Prüfungs-
kompetenz bis 2006 und die 
nehmen einfach an, auch wenn 
Dinge aus der Verfassung her-
ausgenommen werden, dass sie 
fortbestehen.

Stachlige Argumente:
Parlamentarisch hat die bündnis-
grüne Fraktion im Abgeordneten-
haus das Wasser-Volksbegehren 
mit der Einbringung einer Novelle 
des Informationsfreiheitsgesetzes 
(IFG) begleitet. Können nach die-
ser Novelle noch Geheimverträge 
abgeschlossen werden?

Heidi Kosche:
Das ist zukünftig für fünf Bereiche 
nicht mehr möglich. Die Novelle 
war die grüne Antwort auf die 
erste Stufe des Volksbegehrens. 
Wir haben uns gefragt: Wie ist die 
Offenlegung von Verträgen ins 
Parlament zu tragen? Unser Ab-
geordneter Benedikt Lux schlug 
vor, die Regelung im IFG, die sich 
auf die Geschäfts- und Betriebsge-
heimnisse bezieht, entsprechend 

zu ergänzen. Wir wollten eine 
Allgemeinlösung gegen solche 
Privatisierungsverträge. Wir 
mussten zur Umsetzung einen 
Kompromiss schließen, so dass 
nur die Bereiche Wasser/Abwas-
ser, Abfallentsorgung, Nahverkehr, 
das Krankenhauswesen und die 
Datenverarbeitung im Rahmen ho-
heitlicher Tätigkeit umfasst sind. 
Die Wohnungswirtschaft aber 
zum Beispiel leider nicht.
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Heidi Kosche lässt Informationen fließen

Stachlige Argumente:
Als Mitglied des Abgeordneten-
hauses ist Dir die vollständige 
Einsicht in die Wasserverträge 
verweigert worden. Es sei vertrag-
liches Stillschweigen vereinbart 
worden, so der Senat. Du bist 
dagegen vor das Landesverfas-
sungsgericht gezogen. Wie ist der 
Stand?

Heidi Kosche:
Das Urteil ist gerade am 14. Juli 
2010 ergangen und hat dem Senat 
seine Geheimniskrämerei um die 
Ohren gehauen: Leute, so geht 
das nicht. Ihr könnt nicht Kont-
rollrechte mit Verfassungsrang 
der Abgeordneten beschneiden 
und sagen, wir haben mit den 
Privaten vereinbart, alles geheim 
zu halten. Es ist einfach abwegig, 
dass Verwaltungsunterlagen, 
auch wenn sie Verträge enthalten, 
so hoch bewertet werden, dass  
Kontrollrechte der Verfassung 
ausgehebelt werden. Die Verwal-
tung hat eine dienende Funktion. 
Diese arbeitet im Auftrag der 
Berliner Bevölkerung und ist keine 
Geheimhaltungsbehörde von 
Privatinvestoren. Daniel Abbou, 
der Pressesprecher des Finanzse-
nators, erklärte, er gehe davon aus, 
dass ich bald ein Büro in seiner 
Nähe habe, alles einsehen und sei-
nen Kopierer benutzen könne. Mal 
abwarten, ob er das hinbekommt.

Stachlige Argumente: 
Herzlichen Dank für das Gespräch.

Das Gespräch führte 
Oliver Münchhoff
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Seit Jahren nimmt die Diskriminierung zu, die darin be-
steht, dass Personen unbefragt und auch in nichtreli-
giösen Kontexten dem Islam zugeordnet werden und 
mit dieser Zuordnung negative Stereotypen verbun-
den sind, die mit der Realität und der Vielfalt des isla-
mischen Lebens wenig zu tun haben. Ein Beispiel dafür 
ist die Behauptung einer Lehrerin, Eltern kämen nicht 
zum Elternabend, weil sie muslimisch seien und „im 
Islam Bildung nichts zählt.“ – Wer das Problem kennt, 
weiß aber, dass Eltern tatsächlich deshalb nicht kom-
men, weil sie Elternabende aus ihrer eigenen Schuler-
fahrung nicht kennen oder weil die Lehrerin so schnell 
redet, dass man sie in der großen Runde kaum versteht, 
wenn Deutsch nicht die eigene Muttersprache ist. 

Auch viele Grüne und Menschen, mit denen wir in Schu-
len, Vereinen und Projekten zusammenarbeiten, leben 
mit dieser Art von Vorverurteilungen und ihren Konse-
quenzen. Das war eines der Themen auf dem Kongress 
Mitgestalten im März, dem ersten der Programm-Kon-
gresse in diesem Jahr. 

Die LAG hat diesen Impuls aufgenommen und ver-
sucht, zu einigen kommunal- und landespolitischen 
Fragen, die mit der Diskriminierung von MuslimInnen 
zu tun haben, für das Wahlprogramm 2011 den grünen 
‚common sense’ zu formulieren. Ein eher konservatives 
Vorgehen also, das zu unserer Überraschung im Vor-
feld der LDK im Juni auf teilweise heftige Ablehnung 
gestoßen ist. 

Unser Antrag bestand aus fünf Teilen: aus der grund-
sätzlichen Erklärung gegen die Diskriminierung im 
oben beschriebenen Sinne und aus vier daraus abge-
leiteten Konkretisierungen. Von uns Grünen kann man 
die kritische Prüfung statt einer Vorverurteilung von 
beantragten Moschee-Neubauten erwarten. Der mög-
lichen Bildung eines demokratischen Gremiums, das 
Ansprechpartner für die religionspolitischen Belange 

der Berliner MuslimInnen sein kann, stehen wir posi-
tiv gegenüber. Wir wollen die Verbesserung der isla-
mischen ReligionslehrerInnenausbildung und Schritte 
zur Gleichbehandlung des Islam.

In der für uns überraschenden Kritik ließen sich zwei 
Argumente rekonstruieren: Zum einen fehle im Antrag 
Kritik am Islam(ismus). Zum anderen würden wir mehr 
Rechte für eine Religionsgruppe fordern. Die Religions-
gemeinschaften sollten stattdessen weniger Rechte 
haben.

Zum ersten Punkt: Es gehört üblicherweise nicht zu 
einem Statement gegen Diskriminierung, diesem un-
mittelbar ein „Aber die sind ja auch selber ...“ folgen 
zu lassen. Daran haben wir uns gehalten. Islamische 
Organisationen zu unterscheiden, erfordert genaue 
Kenntnis von Strukturen, Personen und der Arbeit 
der Vereine. Programme zu lesen genügt nicht, auch 
nicht das Gespräch mit Funktionären. Außerdem ist 
zu prüfen, worum es uns im konkreten Fall geht. Sind 
Grüne zum Fastenbrechen eingeladen, will ein Verein 
eine Moschee bauen oder geht es um Kooperation bei 
einem Projekt? Das Resultat wird sein, dass es Verei-
ne gibt, deren Einfluss wir bekämpfen, solche, die wir 
tolerieren und andere, deren Arbeit wir unterstützen 
können. Hier sachgerecht zu argumentieren, macht 
den Unterschied aus zwischen Kritik und Diskriminie-
rung. Auf ihn kommt es an, wenn im kommenden Jahr 
Pro-Deutschland den Wahlkampf mit islamfeindlichen 
Thesen mitbestimmt. 

Seit einigen Jahren werden soziale und Bildungsproble-
me zunehmend islamisiert. Da die meisten MuslimIn-
nen dieser Stadt einen Migrationshintergrund haben, ist 
dies eine Strategie, bestimmten MigrantInnengruppen 
die Schuld an Bildungsdefiziten, Arbeitslosigkeit und 

Wie positionieren sich Grüne gegen Islamphobie?

Gewalt in den Kiezen zuzuweisen, statt gemeinsam an 
Problemen zu arbeiten. Muslimische Gemeinschaften 
reagieren damit, sich gegen die Vorwürfe abzuschlie-
ßen, und viele Individuen fühlen sich in eine Solidarität 
hineingedrängt.

Zum zweiten Punkt: Das Argument, man wolle die Pri-
vilegien der beiden großen christlichen Kirchen ab-
schaffen und müsse deshalb die in Berlin relativ neuen, 
zugewanderten Religionsgemeinschaften „raushalten“ 
bedeutet die Festschreibung der Ungleichbehandlung. 

Im Effekt ist das eine konservative und antiintegrative 
Haltung. Aber Integration schreibt sich mit „r“ wie Reli-
gion. Die Berliner Verhältnisse, was Religionsunterricht, 
das Verbot religiöser Symbole und das Mitsprache-
recht von Religionsgemeinschaften angeht, halten wir 
für eine gute Basis, um für islamische Organisationen 
(mehr) Gleichbehandlung anzustreben.

Susanna Kahlefeld, 
LAG Migration

Moschee im Schlosspark Schwetzingen 
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Menschen und Zeiten

Ich gestehe, mein Herz schlägt erstmals und ernst-
haft für die Löw-Elf. Wie im Übrigen das Herz vieler 
Bindestrich-Deutscher und vieler Berliner türkischer 
Herkunft dieser Tage. Spät, aber nicht zu spät, haben 
die DFB-Funktionäre die Zeichen der Zeit erkannt: Jung 
und dynamisch – unser multikulturelles Team führt 
Deutschland zum Erfolg. Unser neuer Star Özil ahnt 
wahrscheinlich nicht einmal, was für eine integrations-
politische Kraft er verkörpert. Das Tor und die Vorlagen 
von Özil sind mehr wert als etliche Bildungs- und Integ-
rationsgipfel der Bundesregierung.

Unsere Bindestrich-Fußballvirtuosen heißen heute 
Özil, Cacau, Khedori, Boateng etc. Ich finde, die Er-
folge der multikulturellen WM-Elf großartig. Damit 
bin ich unter den Turkodeutschen nicht alleine. 
Heute, wie damals beim Sommermärchen 2006, 
sind es vor allem Berliner mit türkischem  
Migrationshintergrund, die ihre  
Autos und Fenster schwarz-rot-
gold dekorieren. Ich gestehe, 
dass ich das nicht unbe-
dingt für selbstverständlich 
gehalten habe. Wir sind näm-
lich noch lange nicht so weit, 
uns in allen unseren Facetten untereinander als eine 
Republik zu begreifen. Aber trotz all der bleischweren 
Bedenken und Mahnungen, wie weit die Integration ist 
und ob sie nicht sowieso von Grund auf gescheitert sei, 
flattert das Bekenntnis zu Deutschland im Fahrtwind 
Berliner Türken. 

Den Deutschen wird oft nachgesagt, ihr Verhältnis zur 
eigenen Flagge sei mitunter etwas verkrampft. Dafür 
gäbe es auch Gründe genug. Aber wie schon beim 
Sommermärchen oder bei der EM 2008 haben auch 
jetzt bei der WM viele "Ausländer" mit Bindestrich-
Identitäten etlichen "Bio-Deutschen" gezeigt, wie man 
das Flaggezeigen lockerer sehen kann. Das Zeigen der 
Farben der deutschen Demokratie zu öffentlichen An-
lässen, wie bei einer WM, muss nicht unbedingt etwas 
mit dumpfen Nationalismus zu tun haben. Überhaupt 
könnte das gar den völkischen Dumpfbacken die Inst-
rumentalisierung von Schwarz-Rot-Gold vereiteln.

Schwarz-Rot-Gold im Fahrtwind junger Türken bläst freilich kein einziges 
der Integrationsprobleme weg, denen sich Politik und Gesellschaft, Mehr-
heitskultur und Einwanderer zu stellen haben. Doch ist es immerhin ein 
Hinweis darauf, dass integrationspolitisch in diesem Land Windstille nur 
für jene herrscht, die schon immer alle Fenster und Türen von innen ver-
rammeln wollten. Dass nun aber ausgerechnet Migranten und ihre Spröss-
linge fußballhalber bundesdeutsch Flagge zeigen oder Tore für Deutsch-
land schießen, lässt gar auf eine gelungene Integration schließen. Auf jeden 
Fall ist es ein öffentlich sichtbares Symbol dafür, wie viele Menschen mit 

hybriden Identitäten in unserem Land mental angekommen sind.

Niemand bestreitet, dass es in mancher Hinsicht noch viel zu tun gibt in un-
serem Land. Integration ist ein wechselseitiger Prozess, für dessen Gelingen 
wir alle gemeinsam verantwortlich sind. Die Pflichten der Mehrheitsgesell-

schaft und der Minderheiten sind dabei zwei Seiten derselben Medaille. 
Wie mit Teamgeist und Zusammenspiel Integration funktionieren kann, 
zeigen etliche Sportvereine in dieser Republik tagtäglich und unsere Löw-
Elf in Südafrika. Daran darf sich die Politik ruhig ein Beispiel nehmen.

Özcan Mutlu, MdA,
Bildungspolitischer Sprecher 

Schwarz-Rot-Gold, olé, olé, olé!
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Das Tor und die Vorlagen von Özil sind mehr 
wert als etliche Bildungs- und Integrationsgipfel 

der Bundesregierung.
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Glosse

Normalerweise funktioniert das politische Sommerloch so: Nach Ende der Sitzungszeit verabschieden sich die 
Redaktionen in den Urlaub und überlassen es den Stallwachen, in den ereignisarmen Sommertagen die Spalten 
zu füllen. Und weil es in ereignisarmen Tagen eben wenig über wirkliche Ereignisse zu berichten gibt, werden die 
lokalen Polizeiticker zur wichtigsten Nachrichtenquelle und entlaufene Alligatoren zu Hauptdarstellern. Wenn 
partout kein Reptil das heimische Terrarium verlassen will, dann muss man eben ein paar Geschichten selbst 
anstoßen. Dann greifen Boulevard- und andere Redaktionen in die Kontaktekartei unter „H“ wie „Hinterbänkler, 
mitteilungsbedürftig“. Und schon wird ein paar Tage lang fröhlich Mallorca als 17. Bundesland eingemeindet, wird 
eine Sondersteuer auf Bockwurst gefordert oder beides empört als mittelstandsfeindlich zurückgewiesen.

Im Jahr 2010 funktioniert das alles etwas anders, denn ein jäher Abfall der Zahl politisch relevanter Ereignisse 
ist kaum festzustellen. Das soll nicht heißen, dass eine politische Großtat die nächste jagen würde und wir alle 
atemlos zuschauen könnten, wie auch bei 30 Grad im Schatten das Schicksal der Welt von den Regierenden in 
völlig neue Bahnen gelenkt wird. Im Gegenteil: Es ist auch vorher kaum was passiert. Eigentlich ist seit Herbst 
2009 permanentes Sommerloch.

Auf Bundesebene dominieren seitdem touristische Themen: Mit wem soll man als Außenminister nach Südame-
rika fahren? Was darf eine Übernachtung im Hotel kosten, beziehungsweise was ist es wem wert, sie für die Hote-
liers gewinnträchtiger zu machen? Auch entlaufene Mitbewohner füllen seit der schwarz-gelben Traumhochzeit 
die Spalten, auch wenn es sich diesmal innovativerweise um Bundes- und Ministerpräsidenten handelt. 

Dieser Regentenschwund verdient ein wenig mehr Aufmerksamkeit. Es sieht zwar nach Massenflucht aus, aber 
die Gründe sind vielfältig. In die Rubrik „Problembär“ fällt eigentlich nur einer, nun Bundespräsident a. D. Von 
Anfang an haderte er mit den Grundanforderungen des Amtes, denn als mitreißender Redner wird er nicht im 
Gedächtnis bleiben. Seine Hauptfunktion hatte er mit vier Jahren Verspätung auch erfüllt, nämlich Vorbote der 
bahnbrechendsten Reformregierung aller Zeiten zu werden. Vier Jahre Verspätung sind für einen Vorboten ein 
Problem, zumal die angebliche geistig-politische Wende sich eher als exzentrische Pirouette erweist. In so einer 
verwirrenden Situation kann es dann mal passieren, dass man Kanonenboot und UN-Mandat verwechselt. 

Unfreiwillig ging Jürgen Rüttgers. Er wähnte sich von Kommunisten und ihren Freunden um seine gerechte zwei-
te Regierungszeit gebracht. Dass das ausgerechnet dem Arbeiterführer unter den Abgegangenen passiert hätte 
Marx sicher erheitert. Der wusste ja, dass sich Geschichte als Farce wiederholt. Dabei belegt schon ein Blick in die 
Passagierlisten, dass der Kommunist immerzu in ernsten Aufsichtsräten sitzen muss und gar keine Zeit hat, mit 
einem einfachen Ministerpräsidenten genau abzurechnen. 

Halb freiwillig gingen die Herren Oettinger und Wulff. Sie wurden zwangsbefördert in Positionen, die sie sicher 
auch nicht schlechter ausfüllen als ihre vorherigen Ämter. Das Schwaben alles können außer Hochdeutsch wird 
jetzt eben europäisiert, einfallslose Politik jetzt mit fehlenden Fremdsprachenkenntnissen kombiniert. 
Und Osnabrück ist sowieso überall. 

Wann wird‘s mal wieder richtig Sommer?
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Auch die Geschichte der ganz freiwilligen Abgänge ist schnell erzählt: Die 68er, voran wir Grünen, haben derart 
gewütet, dass nun auch Freiherren und Populisten null Bock mehr auf gar nichts haben. 

„Aber eigentlich kommt es doch auf die Inhalte an, nicht die Personen“ werden sich bündnisgrüne Leserinnen 
und Leser nun sagen. Stimmt, aber dazu kommt es wohl erst nächstes Jahr. 

Ach ja, zur Berliner Politik ist auch noch nichts gesagt. Hier ist halt immer Sommer. 
Tilo Fuchs,

Mitglied des Landesvorstandes
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Kopf des Quartals

Damit hat Renate Künast sicherlich nicht gerechnet. 
Bei der Abschlussveranstaltung des Christopher Street 
Days vor dem Brandenburger Tor hat sie gerade vor 
Zehntausenden von Zuschauerinnen und Zuschauern 
eine flammende Laudatio auf Judith Butler gehalten, 
die neben dem Sexualwissenschaftler Martin Danne-
cker mit dem diesjährigen Zivilcouragepreis ausge-
zeichnet wird. Butler aber entspricht ganz dem Bild 
der unangepassten queeren Vorkämpferin, das Renate 
vorher voll Anerkennung gezeichnet hat: Sie tritt ans 
Mikrofon – und lehnt die Annahme des Preises überra-
schend ab. Ein Eklat!

Judith Butler, seit 1993 Professorin an der Universität 
Berkeley (Kalifornien), ist eine Ikone, und zwar nicht 
nur für Feministinnen, Geschlechterforscher_innen so-
wie queere Aktivist_innen. Zu Beginn der 1990er Jahre 
feuerte sie Überlegungen an, die Geschlecht als sozia-
les Phänomen verstanden. Laut Butler gibt es faktisch 
kein Geschlecht. Was männlich und weiblich ist, wird 
vielmehr gesellschaftlich verhandelt und diskursiv er-
zeugt (Doing Gender). Im Kern stellt sie damit das du-
ale Modell von Mann und Frau generell in Frage. Von 
diesen Einsichten profitierte auch die Queer Theory, 
insbesondere von Butlers Analyse, dass die konstru-
ierte Geschlechterdifferenz mit der Vorstellung einer 
Zwangsheterosexualität einhergehe. Letztlich presse 
die Gesellschaft das Individuum in ein machtvolles 
Muster von Hierarchisierungen, in dem die Kategorien 
sexuelle Identität, Herkunft oder etwa Geschlecht mit-
einander verknüpft würden.

Die Ablehnung des Zivilcouragepreises hat indes hohe, 
weltweite Wellen geschlagen. Der Eklat ist an erster Stelle 
jedoch eines: sehr ärgerlich! Denn Judith Butler begrün-
dete ihr Verhalten damit, dass sie nicht in „Komplizen-
schaft mit Rassismus“ geraten möchte, den sie „den ver-
anstaltenden Organisationen“ des Berliner CSD pauschal 
unterstellte. Ein gewaltiger und schwerwiegender Vor-
wurf, den sie nicht näher begründen zu müssen glaubte. 
Mehr noch: Unmittelbar nach ihren Vorhaltungen – Aber-
tausenden von Menschen an den Kopf geschleudert – 
verschwand sie und blieb für Nachfragen unerreichbar. 
Damit machte sie es sich ganz schön einfach.

Lesben, Schwule, 
Bisexuelle, Interse-
xuelle und Trans* 
sind als Minder-
heiten sicherlich 
sensibilisierter für 
Ausgrenzungen al-
ler Art. Aber selbst-
verständlich sind auch sie nicht frei von Vorurteilen. 
Deshalb ist es richtig, gerade auch in der queeren Com-
munity für Toleranz zu werben, über Mehrfachdiskri-
minierung aufzuklären und rassistische Einstellungen 
konsequent zu ächten. Nicht zuletzt deswegen enthält 
der Forderungskatalog des diesjährigen CSDs den (von 
uns Grünen) eingebrachten Aufruf, „jeder Teil unserer 
Community muss jede und jeden anderen ... respektie-
ren.“ Pauschale Vorwürfe hingegen haben einen mehr 
als zweifelhaften Nutzen.

Der Berliner CSD e.V., Organisator der Parade, hat die 
an ihn adressierten Vorwürfe inzwischen eindrucksvoll 
zurückgewiesen. Verschiedene Organisationen wie 
GLADT – Gays & Lesbians aus der Türkei e.V., die von 
Judith Butler für ihr Engagement gegen Homophobie 
und Rassismus besonders gewürdigt wurden, erhielten 
überdies eine Spende für ihre wichtige Arbeit.

In den Diskussionen um Butlers Verweigerung scheint 
zum Teil auf Seiten der Befürworter_innen ein fragwür-
diges Gefühl des moralischen Triumphs durch. Den 
„rassistischen weißen Schwulen“ sei es mal ordentlich 
gezeigt worden, so mancherorts der Tenor. Die Feind-
bilder verhärten sich; die argumentativen Fronten ste-
hen. Doch genau das Gegenteil ist jetzt dringend ge-
fragt: Dialogbereitschaft und respektvoller Austausch 
in der Sache. Der CSD e.V., das ist anzuerkennen, geht 
dabei mit gutem Beispiel voran.

Judith Butler hat Recht: Es ist Zeit für neue queere 
Bündnisse gegen Homo-/Transphobie und Rassismus. 
Sie hat ja nicht gesagt, dass diese einfach zu haben 
sind. Genau darin aber könnte der Gewinn der ganzen 
Diskussion bestehen.

Sebastian Walter, 
Sprecher der LAG Queergrün

Judith Butler
„Si tacuisset…“ – Judith Butler und 
der Zivilcouragepreis des Berliner CSD
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Judith Butler

Seit dem 6. Mai 2010 sind die Britischen Grü-
nen (Green Party of England and Wales) mit 
Caroline Lucas als Abgeordnete erstmals 
im Londoner Unterhaus vertreten. Lucas 
war seit 1999 Mitglied des Europäischen 
Parlaments und Vorsitzende der englischen  
Grünen. 

Die Green Party of England and Wales entstand aus der 
1973 in Conventry gegründeten People-Partei, zunächst 
inspiriert von der Thematik der Überbevölkerung und 
der Idee einer nachhaltigen Gesellschaft. 1975 benann-
te sich die Partei in Ecology Party um, doch ihre Wahl-
ergebnisse waren bescheiden, auch weil das relative 
Mehrheitswahlrecht sich als Hürde erwies. 1979 stellte 
sie insgesamt 53 Kandidaten auf, wodurch sie erstmals 
Anrecht auf einen Wahlwerbespot im Fernsehen hatte. 
Zwar war der Wahlerfolg noch immer gering, die er-
höhte Aufmerksamkeit führte aber zu einem starken 
Anstieg der Mitgliederzahl.

1985 benannte sich die Partei in Green Party um. Der 
große Durchbruch gelang den Grünen bei der Europa-
wahl 1989. Die Partei gewann überragende 2 Millionen 
Stimmen, mehr als jede andere grüne Partei Europas. 
Wegen des damals auch bei Europawahlen geltenden 
ausschließlichen Mehrheitswahlrechts gelang es der 
Partei jedoch wieder nicht, auch nur ein einziges Man-
dat zu gewinnen.

Beflügelt vom überraschend guten Abschneiden bei 
der Europawahl enttäuschten die Ergebnisse der Un-
terhauswahl 1992 um so mehr. Erstmals sank die An-
zahl der Mitglieder wieder und das stetige Wachsen 
der Kandidatenliste führte zu finanziellen Problemen, 
da bei Unterhauswahlen alle Parteien pro Kandidat 
eine Kaution zu hinterlegen haben, die nur bei einem 
Stimmenanteil des Kandidaten von 5 % oder mehr er-
stattet wird.

Seit 2000 bewegt sich die Green Party of England and 
Wales wieder stetig aufwärts, besetzt nunmehr 91 Lo-
kalräte, einen Sitz im Unterhaus und war erstmals bis 
2008 im House of Lords vertreten. 

Die Green Party of England and Wales setzt 
sich heute für die Besteuerung von Flugver-
kehr, Alkohol und Tabak ein, unterstützt das 
Kyoto-Protokoll, setzt sich für eine Kohlen-
dioxid-Verminderung ein und gilt allgemein 
als Verfechter von Bürgerrechten. Die im 
Antiterrorkampf unter Tony Blair beschlos-

senen Einschränkungen von bürgerlichen Freiheiten 
lehnen die Grünen entschieden ab. Auch eine Beteili-
gung am Irak-Krieg wurde und wird strikt verneint.

In Ihrem Programm zur Unterhauswahl 2010 kündig-
ten die Grünen auch an, dass in einer fundamentalen 
Reform „die meisten der komplizierten Sozialleistun-
gen, Bedarfsprüfungen und einschränkenden Beiträ-
ge abgeschafft werden müssen, indem alle Bürger als 
Recht ein Grundeinkommen erhalten“.

Als Besonderheit einer europäischen grünen Partei 
kann die solide Euroskepsis angesehen werden. Zwar 
ist die Partei Teil der europäischen Grünen und unter-
stützt die EU-Mitgliedschaft des Vereinigten König-
reichs, doch wird die Einführung des Euros und die vor-
geschlagene EU-Verfassung generell abgelehnt.

Die Zukunft der britischen Grünen auf nationaler Ebe-
ne bleibt ungewiss. Trotz eines andauernden Erfolgs 
seit Beginn des Jahrtausends ist die politische Kultur 
in Großbritannien doch eine besondere. Die Unterhaus-
wahl 2010 ergab ein hung parliament, in dem keine Par-
tei eine absolute Mehrheit hat. Es ist das erste seit 1974. 
In Deutschland sind hung parliaments auf Grund des 
Verhältniswahlrechts die Norm und führen zu stabilen 
Koalitionen. In der politischen Kultur Großbritanniens, 
die sehr viel mehr von der Kontroverse lebt, gelten Ko-
alitionen jedoch als Ausnahmen. Die Parteien sind es 
nicht gewohnt, Kompromisse zu finden, wie es eine Ko-
alitionsregierung erfordert. 

Arne Hager,
Mitglied der Redaktion

Good 

über den langen 
Weg der Green 

Party of England 
and Wales

Grüne in Europa
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Menschen und Zeiten

Wenn das Internet den Bundespräsidenten wählen 
dürfte, hätte es, so meint man, wohl nur einen Sieger 
gegeben: Joachim Gauck. Spontan und auf wunder-
same Weiße schienen sich „Netblogger“, „Twitterer“ 
und „Facebookler“, ja die ganze Netzgemeinde, in ein 
großes Pro-Gauck-Forum zu verwandeln ...Und die 
Medien berichteten.

War Joachim Gauck "der Kandidat des Netzes", wie es vie-
le Medien berichteten? Hat die "Netzgemeinde" wirklich 
"eisern" an Gauck "festgehalten" (Handelsblatt)? Ist Gauck 
"Bundesnetzpräsident" (Stern)? Schwärmt die "Netzge-
meinde" wirklich für "mein_praesident" (Spiegel)?

Diverse Medien hatten ein Phänomen ausgemacht: “Go 
for Gauck.“ Das Netz, so wollten es die Journalisten wis-
sen, schien nur einen Präsidenten zu kennen: Joachim 
Gauck. Eine Graswurzelbewegung, also eine in der Ba-
sis der Bevölkerung entstandene Initiative schien sich 
über das Internet seinen Weg zu bahnen.

Den Stein ins Rollen brachte zunächst Christoph Giesa 
von der FDP. Der ehemalige Vorsitzende der Jungen 
Liberalen in Rheinland-Pfalz gründete kurz nach der 
Rücktrittsankündigung Horst Köhlers die Facebook-
Gruppe “Joachim Gauck als Bundespräsident”. 

Glücklicherweise ist Online-Aktivismus ja denkbar un-
kompliziert. Mit einem Klick ist man echter Aktivist.  
Etwa 36.000 Facebook-Nutzer sind Mitglied der "Joa-
chim Gauck als Bundespräsident"-Gruppe geworden. 
Klingt beachtlich, bedeutet im Klartext aber, dass ledig-
lich 0,36 Prozent der etwa zehn Millionen deutschen 
Facebook-Mitglieder den "Beitreten"-Button auf Gaucks 
Fan-Seite geklickt haben. Schaut man sich weitere Zah-
len der Pro-Gauck-Bewegung an, sind diese eher er-
nüchternd: etwa 4.800 Menschen setzten einen Tweet 
mit dem Hashtag #mygauck ab, was zwar ein hübsches 
Twitter-Icon-Mosaik ergab, bei geschätzten 100.000 
aktiven deutschen Twitterern aber mageren 4,8 Pro-
zent entspricht. 

Die Journalisten schrieben, schwärmten und lieferten 
damit weitere erstklassige Werbung für die Facebook-

Aktivisten. Denn, so wollten es SPIEGEL, BILD und Co., 
der Gauck-Hype ginge ja weit über Facebook hinaus. 
Aber war dem denn wirklich so?

Da gab es die digitale Unterschriftenliste www.wir-fuer-
gauck.de, auf der viele Unterstützer ihre Zustimmung 
für den Bürgerrechtler auch begründeten: "Ich wün-
sche eine moralische Instanz als Präsident und keinen 
parteipolitischen Taktik-Kandidaten."  Die Unterschrif-
tenseite zählte gut 10.000 Namen - was in etwa 0,02 
Prozent aller deutschen Internet-Nutzer entspricht. 

Weitere Pro-Gauck-Seiten fanden sich im Netz, wie go-
for-gauck.de oder mein-praesident.de, die sogar eine 
Einbindung in Soziale Netwerke ermöglichten. Das Pro-
blem dieser Seiten war jedoch: sie passen nicht wirklich 
in das Bild der spontanen Graswurzelbewegung.

Die Seite wir-fuer-gauck.de wurde zum Beispiel von 
Nico Lumma betrieben. Lumma arbeitet als Director 
Social Media für die Werbeagentur Scholz & Friends. 
Welch ein Zufall: Lumma ist nicht nur Werber, er sitzt 
auch im Gesprächskreis Netzpolitik des SPD-Parteivor-
stands. 

Seltsam auch, dass unter den Erstzeichnern seiner 
Unterschriftenliste auffällig viele SPD-Politiker waren. 
Nachdem der SPIEGEL über die Unterschriftenliste 
Lummas berichtete, wuchs diese sprunghaft von 1.300 
auf “sensationelle” 8.767. Nun ja. Selbst eine Unterschrif-
tensammlung zur Rettung des Karstadt-Warenhauses 
in der Altstadt von Goslar hatte im letzten Jahr mehr 
Stimmen sammeln können.

Zum Gesprächskreis Netzpolitik des SPD-Parteivor-
stands gehört auch Mathias Richel. Richel betrieb die 
Seite mein-praesident.de. Bis vor kurzem war Richel 
Angestellter der Agentur Butter, die im Willy-Brandt-
Haus ein- und ausgeht. 
Für den Kunden SPD hat Richel unter anderem in lei-
tender Funktion im letzten Jahr den SPD-Bundestags-
wahlkampf, den SPD-Europawahlkampf und den Land-
tagswahlkampf in Thüringen und Sachsen betreut. 
Noch ein Zufall? 

Und weiter: Stefanie Schmidt leitet die Werbeagentur 
Soundsites und betrieb die Seite go-for-gauck.de. Be-
ruflich war Schmidt unter anderem mit der Realisierung 
des Internetauftritts einiger SPD-Politiker beschäftigt 
und im SPD-Netzwerk meinespd.net ist sie Mitgründe-
rin der Gruppe “Joachim Gauck als Bundespräsident”. 
Zufälle gibt’s. 

Die Stimmung der Nation anhand eines Streifzuges 
durchs Netz beobachten zu wollen, ist eine heikle An-
gelegenheit.  Denn nur die Lautesten werden auch 
gehört. Blogger mit ähnlicher Meinung verlinken mit 
Vorliebe aufeinander und werfen diese Links in ihre 
Twitter- und Facebook-Ströme. So entstehen Resonanz-
Blasen, in denen sich alle Beteiligten gegenseitig in ih-
rer Weltansicht bestätigen. Nur für Gelegenheitsbesu-
cher sieht die Gesamtheit der aktiven Netznutzer wie 
eine Netzgemeinde aus. Zwar besteht oft weitgehende 
Einigkeit über einzelne Netzpolitik-Aspekte - in der Ab-
lehnung von Web-Sperren beispielsweise, ansonsten 
ist die Netznutzer eine äußerst heterogene Gruppe.

Vergauckelt!

Howard Dean beispielsweise, US-Präsidentschaftskan-
didat 2004, war einer der ersten Politiker, der es ver-
stand Online-Wahlkampf zu betreiben. Mit einer Kom-
bination aus Weblog, Online-Wahlkampfspenden und 
der Online-Organisation von Zusammenkünften seiner 
Anhänger, gelang es ihm, von März 2003 bis Februar 
2004 eine große und motivierte Anhängerschaft zu 
mobilisieren und im September 2003 sogar den Fund-
raising-Rekord von Bill Clinton zu brechen. Als Dean 
dann ausgesprochen früh in den Vorwahlen unter-
ging, verstanden seine Anhänger die Welt nicht mehr 
- schließlich war die Stimmung im Web doch eindeutig 
Pro-Dean, oder etwa nicht?

Internet-Vordenker Clay Shirky merkte damals nach 
Deans Abwahl enttäuscht an: "Ich glaube, die Art der 
Kampagne trug dazu bei, diese Glaubensblase aufzu-
pumpen und zu erhalten, exakt bis zu dem Moment, als 
die Wähler eintrafen."

Arne Hager,
Mitglied der Redaktion

An die Arbeit !
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Was waren das noch für Zeiten, als man Rangkämpfe 
mit seinen Konkurrenten durch simples ‚name goog-
ling’ ausfocht, die häufigere Erwähnung des eigenen 
Namens als wunderbares Äquivalent für all diejenigen, 
denen das wetteifern primärer Geschlechtsorgane zu 
ordinär geworden war. 

Diese Zeiten sind jetzt vorbei, ab sofort heißt es: Lass 
mich gucken, wie du wohnst, und ich sage dir, ob ich 
dich für bedeutend halte. Google Street View heißt 
die neue Wundertechnik, die das Sommerloch füllt, 
relevante Themen wie den Ehekrieg zwischen Lothar 
Matthäus und seiner geldgeilen Nochfrau verdrängt 
und Politikern ihren Urlaub raubt. Für all diejenigen, 
die sich bisher nicht damit beschäftigt haben: Google 
Street View ist die moderne Form unpornografischen 
Voyeurismus, mit der Google Straßen in großen Städten 
fotografiert und sie ins Internet stellt. Damit man sich 
seinen Urlaubsort in Ruhe vorher angucken kann. Oder 
der Bankberater das Haus des Klienten oder man selber 
sich vorinformieren, wie das Date von morgen eigent-
lich haust. Wie gesagt: Eine wunderbare Technik. 

Doch seit auch der internetverschlafenen Politik be-
wusst geworden ist, was Google ist und kann, schlägt die 
Begeisterung um in Panik und sinnentleertes Getöse.

Just kündigt der 18-Minuten-Kanzler an, sein Haus bei 
Schtriet Viu verpixeln zu lassen, ein Schritt, für den man 
ihm auch bei häufigerer Anwendung dankbar wäre. 
Ähnlich hilflos agiert seine Stiefschwester. Ilse Aigner, 
die Tochter von Seehofer und Merkel im Sorgerechts-
streit um bundesrelevante Verbraucherthemen, wuss-
te sich vor wenigen Wochen bei einem anderen Inter-
netproblem nicht anders zu helfen, als Hals über Kopf 
ihre Mitgliedschaft bei Facebook zu kündigen, weil 
das Social Network ihre Daten verkaufen wollte. Da-
für musste sie von der schimpfenden Konkurrenz viel 
Häme einstecken, obwohl ihre Handlung gut gemeint 
und im Kern richtig war! Oder besser: Richtig hätte sein 
können, wenn, ja wenn die Ilse irgendwer ernst und zur 
Kenntnis nehmen würde. Aber was die Ilse tut ist dem 
gemeinen Internetuser reichlich wurscht, wenn die 

Ilse Facebook verlässt, dann ist dies so wirksam wie ein 
Teelöffel im Kampf gegen die Ölpest im Golf von Mexiko. 

Doch was tun angesichts von datenverkaufenden Netz-
werken und fotografierwütigen Suchmaschinen? Klar, 
ein Gesetz muss her. Doch im Lichte der schwarz-gel-
ben Terrorehe und einer inkonsistent agierenden Op-
position wird dieses Gesetz noch Monate dauern und 
dann eher ein mittelprächtiges Stückwerk denn eine 
klare Richtlinie sein. Bis dahin braucht es eine breite 
Internetbildung, heißt Aufklärung über Vorteile, Nach-
teile, Risiken. Was kann im besten und im schlimmsten 
Fall passieren? Was muss ich machen, um dem Milliar-
denkonzern mein Haus nicht zu überlassen? 

Doch nicht einmal diesen kleinen gemeinsamen Nen-
ner können die Parteien anbieten. Während die einen 
paranoid per Internet jeden zum Nutzen des Wider-
spruchrechts aufrufen, verfallen die anderen in tiefes 
Schweigen, und nicht einmal innerhalb der Parteien 
sind klare Linien zu erkennen. Während die eine Par-
teiseite Google, Guido und Ilse attackiert, weigert sich 
die andere Parteiseite gar ein Hilfsaufklärungsangebot 
zu stellen, schließlich seien Bürgerrechte nicht betrof-
fen, weil ja auch ohne Google jeder beim Vorbeigehen 
in die Wohnung schauen könne, und außerdem will es 
sich niemand mit der Internetcommunity verscherzen. 

Was wir derzeit erleben, ist ein echter Verrat am Ver-
braucherschutz, ein medial geführter Sommermär-
chenkrieg um Deutungshoheit, Profilierungswunsch 
und Politgezänk. Lautes Brüllen erhöht das Google-
Ranking der Akteure, während Google selbst weiter-
wirtschaftet. Den Bürgerinnen und Bürgern hilft es 
reichlich wenig. 

In diesem Sinne: Bildet euch. 

     Holger Michel

Das Internet macht dumm
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FR 10. September 2010, 19:30 Uhr
Netzpolitische Soirée - Freiheit und 
Überwachung in der digitalen Welt
Bündnis 90/Die Grünen  
Bundestagsfraktion 
Heinrich-Böll-Stiftung, 
Schumannstr. 8
Info und Anmelden: 
ak3@gruene-bundestag.de

SA, 11. September 2010, 13 Uhr
Freiheit statt Angst
Datenschutzdemo 
Potsdamer Platz
www.freiheitstattangst.de

SO 12. September 2010, 9-20 Uhr
Tag der Ein- und Ausblicke
Bündnis 90/Die Grünen  
Bundestagsfraktion
Fraktionsebene, Reichstag

SO 12. September 2010, 14:30 Uhr
Regenbogen-Familien-Fest
Diskussion, bunter Nachmittag  
& Grillfest 
Bündnis 90/Die Grünen  
Bundestagsfraktion
Heinrich-Böll-Stiftung, 
Schumannstr. 8
Info und Anmelden: 
ak3@gruene-bundestag.de

FR 17. September 2010, 14 Uhr
Internationale Konferenz: Greening 
The City - Strategien für den Green 
New Deal der Städte
Bildungswerk Berlin der HBS
Alte Feuerwache - Flughafen
Tempelhof, Tempelhofer Damm 45

SA 18.September 2010, 13 Uhr
Anti-Atom-Demo
Washingtonplatz 
www.anti-atom-demo.de

SA 18.September 2010,
Neue Energie für Berlin
Grüne Klimaschutzkonferenz
Bündnis 90/Die Grünen Berlin
Alte Feuerwache - Flughafen 
Tempelhof, Tempelhofer Damm 45

FR 24. September - 
SA 25. September 2010
Talk About Revolution - 
Hochschule neu denken
Grüner Wissenschaftskongress 
der Fraktion 
Abgeordnetenhaus, 
Niederkirchner Str. 5
Info und Anmelden: 
wissenschaftskongress@gruene-
fraktion-berlin.de

SA 2. Oktober 2010, 11 Uhr
BerlinWerkstatt Vielfalt 
Bündnis 90/Die Grünen Berlin
GLS Campus, Kastanienallee 82 

SA 9. Oktober 2010, 11 Uhr
BerlinWerkstatt Umwelt | Berlin-
Werkstatt Mobilität 
Bündnis 90/Die Grünen Berlin
GLS Campus, Kastanienallee 82




